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E&C-Team der  
Johann Daniel Lawaetz-Stiftung / Hamburg 

Vorwort zur Dokumentation 
der 3. Regionalkonferenz Nord-
West im Rahmen des E&C-
Programms 

Wirtschaft und Soziales- Gemein-
sam für junge Menschen in benach-
teiligten Quartieren 

 
In der Diskussion um integrierte Handlungs-

konzepte und Sozialraumorientierung wird in 
den letzten Jahren zunehmend ein Aufbrechen 
klassischer Verwaltungs- und Programmstruk-
turen – nicht nur von den Praktiker/-innen im 
Quartier – gefordert. Zugleich finden solche 
Politikansätze immer dort ihre Grenzen, wo es 
um die Knappheit öffentlicher Ressourcen 
geht. 

Wie sieht es aber aus, wenn neben den bis-
herigen Partnern quartiersbezogener Jugend-
politik auch die Wirtschaft eingebunden wer-
den soll? Eine Form solcher Beteiligungen ist 
der Ansatz des ‚Corporate Citizenship’, in dem 
es um die praktische Kooperation von Unter-
nehmen und Jugend- und Sozialarbeit, Kultur 
oder Sport geht. Ziele dieses Engagements 
sind ein ‚funktionierendes Gemeinwesen’ und 
zugleich die Schaffung eines Nutzens für die 
Unternehmen. In Deutschland entwickeln sich 
erste Kooperationsansätze zwischen sozialer 
Arbeit und Unternehmen, die neben Geld-
spenden vor allem Sachmittel, Produkte, Un-
ternehmensleistungen, Zeit und Logistik u.v.m. 
zur Verfügung stellen. 

Die 3. Regionalkonferenz im Rahmen des 
E&C-Programms greift diesen Ansatz auf und 
stellt ihn in einer praxisbezogenen Perspektive 
zur Diskussion. Wie gelingen Kooperationen 
zwischen Jugendeinrichtungen und Unterneh-
men, bei denen beide Seiten gewinnen? Wel-
che erprobten Beispiele gibt es bereits? Wel-
chen Nutzen bietet ‚Corporate Citizenship’ den 
Einrichtungen, den Jugendlichen, den Unter-
nehmen und schließlich dem Quartier? 

Der zweite und programmatisch neue Teil 
der Regionalkonferenz sind die Länderforen 
am Nachmittag, in denen spezifische Frage-
stellungen und Aspekte an der Schnittstelle 
von Jugend- und Stadtentwicklungspolitik von 
Praktiker/-innen und öffentlichen Vertreter/-
innen zusammengetragen und diskutiert wer-
den (die aktuellen Themen entnehmen Sie bit-
te dem Programm). 

 
Die hier vorliegende Dokumentation fasst die 

Inhalte der fachlichen Inputs zusammen und 
gibt darüber hinaus einen Einblick in die weite-
re Diskussion über die Schnittstelle von priva-
ter Wirtschaft und sozialem Engagement. Zu-
dem werden die – erstaunlich vielschichtigen, 
aber auch sehr konkreten - Diskussionen und 
Inhalte der Länderforen in einem zweiten Teil 
dieser Dokumentation festgehalten. 



5 

KONFERENZPROGRAMM 

Montag, 3. Juni 2002 

9:30 Empfang und Begrüßungskaffee 

10:00 Begrüßung zur dritten Regionalkon-
ferenz: Wirtschaft und Soziales - 
Gemeinsam für junge Menschen in 
benachteiligten Quartieren  
Hartmut Brocke (Stiftung SPI) 

10:15 Public Private Partnership - Theore-
tischer Ansatz und möglicher Praxis-
bezug auf Quartiersebene   
Peer Gillner (Johann Daniel Lawaetz - 

Stiftung) 

10:45 Kooperation zwischen Jugendhilfe 
und Wirtschaft - Die Initiative „Un-
ternehmen: Partner der Jugend 
(UPJ)“  
Peter Kromminga (UPJ Bundeszentrale) 

11:30 Kaffeepause 

11:45 Praxisprojekt: KölnKids e.V. – Kölner 
Förderfonds für Jugendkulturarbeit  
Das Bindeglied zwischen Einrichtungen 
der Jugend- und Jugendkulturarbeit, der 
Wirtschaft und den Medien    
Karin Osterseelte (KölnKids e.V.) 

12:45 Mittagspause 

13:45  Länderforen zu spezifischen Frage-

stellungen 
unter aktiver Beteiligung von Vertreter/-
innen ausgewählter Länderministerien, 
Fachbehörden und Praxisprojekte 

 Bremen/ Hamburg: Vergleich der 
Stadtentwicklungsprogramme der 
Länder zur Kooperation mit Jugend-
politik: Maßnahmen, Programme 
und Ergebnisse 

 
 

  

 

Niedersachsen/ Schleswig Holstein: 
Integration Jugendlicher mit Migrati-
onshintergrund und Aussiedler/-
innen in soziale Stadtentwicklungs-
prozesse 

 Nordrhein-Westfalen: Sozialraumori-
entierung als Querschnittsaufgabe 
der Jugend- und Stadtentwicklungs-
politik 

15:45 Kaffeepause 

16:15  Berichterstattung und Diskussion zu 

den Länderforen 

17:00 Ende der dritten Regionalkonferenz 
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Simone Müller  
Johann Daniel Lawaetz – Stiftung 

Begrüßung zur 3. Regionalkon-
ferenz Nord-West in Bremen 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, 

 
ich begrüße Sie zur 3. Regionalkonferenz 

Nord-West im Rahmen des Programms E+C 
hier im Bürgerhaus Neue Vahr.  

Die Lawaetz-Stiftung führt die Regionalkon-
ferenzen Nord-West im Auftrag der Regiestel-
le, der Stiftung SPI durch. Ich freue mich über 
die Teilnahme zahlreicher Bremerinnen und 
Bremer, aber ich freue mich auch ganz beson-
ders über die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aus den entfernteren Gebieten, die die relativ 
weite Anreise auf sich genommen haben.  

Das bundesweite Programm E+C zielt darauf 
ab, die Situation und die Zukunftschancen jun-
ger Menschen in benachteiligten Gebieten zu 
verbessern. In dem Zusammenhang werden 
integrierte und sozialräumlich orientierte Hand-
lungskonzepte gefordert. Dazu gehören einer-
seits das Aufbrechen der klassischen Verwal-
tungs- und Programmstrukturen und anderer-
seits der effektivere Einsatz von Ressourcen.  

Das heutige Thema der Regionalkonferenz 
lautet „Wirtschaft und Soziales: Gemeinsam für 
junge Menschen in benachteiligten Quartie-
ren“. Bei der letzten Regionalkonferenz Nord-
West im November 2001 in Hannover hatten 
sich viele Teilnehmer/-innen dieses Thema 
gewünscht. „Wirtschaft und Soziales“ bedeutet 
einfach formuliert, eine Kooperation zwischen 
privatwirtschaftlichen Unternehmen und Ju-
gend- bzw. Sozialeinrichtungen und/oder 
Kommunen. Das Ziel besteht darin, dass alle 
Beteiligten einen Nutzen aus der Kooperation 
ziehen, eine sogenannte Win-Win-Situation 
entstehen zu lassen.  

Der Ablauf der heutigen Konferenz gliedert 
sich im wesentlichen in zwei Teile - wie Sie 
auch dem Konferenzprogramm in Ihrer Ta-
gungsmappe entnehmen können. Heute Vor-
mittag werden Sie nach der Begrüßung durch 
Herrn Brocke von der Regiestelle E+C insge-
samt drei Fachvorträge zum Thema „Wirtschaft 
und Soziales“ hören. Zuerst gibt mein Kollege 
Peer Gillner mit seinem Vortrag zu Public Pri-
vate Partnership eine grundsätzliche Einfüh-
rung in das Thema. Anschließend wird Herr 
Peter Kromminga von der UPJ Bundeszentrale 
die Initiative „Unternehmen: Partner der Ju-
gend“ vorstellen, die genau diese Kooperatio-

nen zwischen Jugendhilfe und Wirtschaft initi-
iert. Nach der Kaffeepause stellt uns Frau Ka-
rin Osterseelte das Praxisprojekt „Köln Kids 
e.V.“ - Förderfonds für Jugendkulturarbeit vor. 

 
 Nach der Mittagspause treffen wir uns zu 

den Länderforen in den entsprechenden Grup-
penräumen. Die Länderforen sind der pro-
grammatisch neue Teil der Regionalkonferen-
zen, der es Ihnen ermöglichen soll, länderspe-
zifische Frage- und Problemstellungen zu dis-
kutieren. Die Themen der Länderforen haben 
sich aus den vorbereitend durchgeführten 
Ländertreffen in Bremen und Nordrhein-
Westfalen sowie aus Interviews und Gesprä-
chen mit den Akteuren vor Ort herauskristalli-
siert. Das soll aber nicht heißen, das Sie in das 
Forum „Ihres“ Bundeslandes gehen müssen. 
Wenn Sie ein anderes Fachthema mehr inte-
ressiert oder wenn Ihnen z.B. die Bre-
mer/Hamburger Gruppe zu groß ist, können 
sie gerne wechseln. In den Länderforen wird 
es jeweils kurze Fachinputs geben, vor allem 
aber wird viel Raum für Diskussionen vorhan-
den sein. Nach der Kaffeepause treffen wir uns 
hier alle wieder und führen die Ergebnisse der 
Länderforen zusammen.  

Auf zweierlei möchte ich Sie jetzt schon hin-
weisen. Sie finden in Ihrer Tagungsmappe ers-
tens eine Themensammlung für die nächste 
Regionalkonferenz, die voraussichtlich Anfang 
Dezember 2002 in Nordrhein-Westfalen statt-
finden wird. Wir möchten Sie bitten, Ihre The-
menwünsche in die Liste einzutragen. Zwei-
tens ist ein Feedback-Bogen in der Tagungs-
mappe. Bitte teilen Sie uns Ihre Meinung zur 
Regionalkonferenz mit. 
 

Mit der Hoffnung darauf, dass Sie uns am 
Ende der Tagung ‚gute Noten’ bescheinigen 
werden, wünsche ich Ihnen einen informativen, 
kreativen und vor allem von Anregungen und 
Diskussionen geprägten Tag. 

 
Vielen Dank. 
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Peer Gillner – Johann Daniel Lawaetz-
Stiftung 

Public Private Partnership:  
Theoretischer Ansatz und 
möglicher Praxisbezug auf 
Quartiersebene 
 

Kommunale Verwaltungen sehen sich zu-
nehmend in dem Konflikt, auf steigende Bedar-
fe an sozialen und infrastrukturellen Leistun-
gen unter der Einwirkung veränderter wirt-
schaftlicher Rahmenbedingungen und ihrer 
Folgen mit ständig geringer werdenden Fi-
nanzressourcen reagieren zu müssen.  

Aufgrund der Diskrepanz zwischen Hand-
lungsbedarf und Handlungsspielraum in Städ-
ten und Gemeinden wächst die Diskussion ü-
ber alternative Modelle der Erfüllung öffentli-
cher Aufgaben, die im wesentlichen auf Kon-
zepte der Dezentralisierung bzw. Privatisierung 
zurückgreifen bzw. auf die Erschließung und 
Mobilisierung endogener Potentiale, d.h. in der 
Region bereits latent vorhandener Kreativität 
und Kompetenz, zielen.  

Public Private Partnership (im folgenden 
PPP) ist eine solche alternative Form der sozi-
alen bzw. politischen Steuerung und der Auf-
gabenerfüllung von Verwaltungen, die in Ko-
operation mit privaten Partnern zielgerichtet 
verfolgt wird. PPP avanciert seit den 90er Jah-
ren – zumal für die öffentliche Verwaltung - zu 
einem ‚Hoffnungsträger’, der häufig als Syn-
onym für jedwede Form der Kooperation von 
öffentlicher Hand und privaten Partnern einge-
setzt wird. PPP ist gleichzeitig aber auch ein 
Phänomen, das sich in der Fachöffentlichkeit 
einer eigenen Definition entzieht, zumal der 
Begriff in der bisherigen Diskussion – im we-
sentlichen auf der Basis von Projektberichten - 
ausgesprochen vielfältig und unscharf’ ver-
wendet wird. 

Begriffbestimmung 
Wie in allen bisherigen Veröffentlichungen 

muss auch hier konstatiert werden: Es gibt 
keine allgemeingültige Definition von PPP. 
Letztendlich beschreibt diese Kooperations-
form die Zusammenarbeit von privaten und öf-
fentlichen Akteuren als gleichberechtigte Part-
ner mit der Erwartung auf Vorteile für beide. 
Sie beruht damit auf dem Austausch vereinbar-
ter Leistungen und Gegenleistungen und we-
niger auf dem Prinzip altruistischen Mäzena-
tentums. Eine auf der Grundlage von Praxis-
beispielen empirisch ermittelte Definition 
scheint plausibel, in der PPP eine freiwillige, 

projektbezogene Zusammenarbeit zwischen 
Akteuren aus dem öffentlichen und privaten 
Sektor darstellt, die gemeinwohlorientierte 
Aufgaben erfüllt, wobei öffentliche und privat-
wirtschaftliche Interessen zum beiderseitigen 
Nutzen zur Deckung gebracht werden. Die 
Projektverantwortung wird von den Partnern 
unter Berücksichtigung der jeweils unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen gemein-
schaftlich getragen.  

Hinter diesem Ansatz steht im Grunde ge-
nommen ein neues Verständnis von öffentli-
cher Verwaltung, das statt Regulierung und 
Normgebungen nunmehr die Entwicklung von 
neuen innovativen Organisationsformen au-
ßerhalb der herkömmlichen ordnungspoliti-
schen definierten Arbeitsteilung zwischen öf-
fentlichem und privaten Sektor anstrebt. Hier-
bei kommt es zu einer Überwindung der klas-
sischen Dichotomie von Staat und Wirtschaft 
zugunsten einer kooperativen Interaktion zwi-
schen gleichberechtigten Partnern, in der je-
weilige Stärken und Schwächen regional ü-
berwunden werden können.  Diese Kooperati-
onsform ist neben der externen Strukturreform 
und der Binnenmodernisierung Ausdruck der 
aktuellen Umstrukturierung und Neuorientie-
rung von Staat und Verwaltung.  

PPP gelten also als Teil dieser strukturellen 
Veränderungen in kommunaler Politik, Planung 
und Verwaltung, die insgesamt darauf zielen, 
den politischen Handlungsspielraum den ver-
änderten Anforderungen entsprechend zu er-
weitern. Mit der Beteiligung von privaten Part-
nern an der Gestaltung öffentlicher Aufgaben-
erfüllung würde steigt aber auch der Druck hin 
zu verbesserter Qualität und Kostenmanage-
ment. PPP würden daher auch – so die Erwar-
tungen - dem von der New Public Manage-
ment-Bewegung geforderten Paradigmen-
wechsel vom Übergang von einer input- zu ei-
ner outputorientierten Steuerung gerecht. 

Unter der Nutzung entstehender Synergie-
Effekte können PPP daher sowohl auf öffentli-
cher als auch auf privater Seite zu 
wirkungsvollen Handlungserweiterungen 
führen, ohne dass die jeweiligen Interessen 
hierbei in den Hintergrund treten müssen. 

Die Entwicklung von PPP 
Die Idee von PPP ist zwar angesichts einer 

notwendigen Professionalisierungstendenz der 
öffentlichen Verwaltung (Stichwort New Public 
Management) hochaktuell, bei weitem aber 
nicht neu. Bereits in den 40er Jahren entwi-
ckelte sich in Pittsburgh USA eine Kooperation 
zwischen Verwaltung, Politik, Hochschulen und 
Wirtschaft, die eine regionale Wirtschafts- und 
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Stadtentwicklung als Zielsetzung hatte. Diese 
PPP verstand sich als „kooperatives, prozess-
orientiertes Planungs-, Koordinierungs- und 
Mobilisierungsinstrument“ gegen den zuneh-
menden Verfall der ausschließlich von der 
Stahlindustrie dominierten Region. 

Das Pitsburger Modell blieb jedoch auch in 
den USA vorerst eine Insellösung. Erst in den 
70er Jahren setzte ein Boom von 
Partnerschaften ein, der infolge der rezessiven 
und inflationären Wirtschaftsentwicklung 
ausgelöst wurde. Die öffentliche Verwaltung 
sah sich nicht in der Lage, eine steigende 
Aufgabenlast bei gleichzeitig weniger zur 
Verfügung stehenden Mitteln zu bewältigen 
und wurde unter einem einsetzenden 
Privatisierungsdruck zu neuen kooperativen 
Arrangements - auch PPP - gezwungen. 

Die Entwicklung deutscher PPP setzte zu 
Ende der 80er Jahre vor allem in den Berei-
chen der öffentlichen Ver- und Entsorgungs-
wirtschaft ein, wobei aus den in der Literatur 
dargestellten Beispielen nicht deutlich heraus-
gestellt werden kann, ob es sich um tatsächli-
che PPP handelt, oder um bloße Auftragsver-
gaben seitens der öffentlichen Hand. 1988 
wurde die Gesellschaft für Wirtschaftsförde-
rung Duisburg mbH zur Verbesserung der wirt-
schaftlichen, sozialen und räumlichen Struktur 
in Duisburg gegründet, die erste als PPP ver-
standene institutionalisierte Organisationsform 
in Parität. Gesellschafter sind hier die öffentli-
che Hand und die örtliche Industrie- und Han-
delskammer und 35 Einzelunternehmen. 

Per Definition besteht in der Bundesrepublik 
seit langem etablierte Form von PPP im Bil-
dungssektor. Das duale Ausbildungssystem, in 
dem der private Partner eine Lehrstelle unter-
hält, während die öffentliche Hand die beglei-
tende Schulausbildung übernimmt, kann als 
eine partnerschaftliche Kooperation i.S.v. PPP 
gewertet werden. 

Koordinationsmechanismen von 
PPP 

PPP definiert sich als Interaktion zwischen 
öffentlicher Hand und privatem Sektor, die 
komplementäre Ziele verfolgt, bei der Zusam-
menarbeit Synergiepotentiale erschließt, die 
Identität und Verantwortung der Partner nicht 
vermindert, und die Zusammenarbeit - im Fall 
einer PPP im engeren Sinne - vertraglich for-
malisiert. Bei Formen des Contracting Out hin-
gegen erfüllt der Private einfache bis komplexe 
Lieferantenbeziehungen, wobei er ausschließ-
lich seinem Erwerbsstreben nachgeht. In dem 
Produkt selbst liegt nicht das eigenste Interes-
se des Leistungserbringers, hingegen ist ein 
Partner einer PPP motiviert durch die erwarte-
ten Ergebnisse und Effekte der Partnerschaft.  

Anhand der Koordinationsmechanismen 
Markt, Hierarchie und Netzwerke (siehe fol-
gende Graphik) lässt sich eine Abgrenzung 
von PPP zu anderen Kooperationsformen zwi-
schen öffentlichen und privaten Akteuren deut-
licher nachzeichnen. 
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Im folgenden wird nicht einzeln auf die Koor-
dinationsformen des Contracting Out (CO) 
bzw. des Complex Contracting Out (CCO) ein-
gegangen, vielmehr sollen anhand der Über-
sicht die zentralen Koordinationsmerkmale von 
PPP benannt und erläutert werden. 

Betrachtet man den Markt als Terrain, das 
von den Parametern Angebot und Nachfrage 
und dementsprechende Tauschaktivitäten (z.B. 
Geld gegen Leistung) bestimmt wird, so lässt 
sich bezogen auf PPP die Aussage treffen, 
dass die klassischen Marktmechanismen hier 
nicht greifen, obwohl der Einsatz marktkonfor-
mer Mittel bei der gemeinsamen Leistungs-
erbringung gewollt ist. Stellt doch die PPP ein 
Partnerschaft von öffentlichen und privaten Ak-
teuren dar, die gleichermaßen Konkurrenz- wie 
Kooperationsmerkmale in komplementärer 
Weise erfüllen. 

Die jeweiligen in der Übersicht benannten 
Koordinationsmerkmale verstehen sich als 
Ausprägungen mit gleitenden Übergängen. Die 
Realität zeigt immer wieder, dass es - insbe-
sondere im Hinblick auf Koordinations- und 
Organisationsstrukturen - eine Vielzahl von 
Mischformen und Varianten gibt. 

Wesentliche Strukturelemente von 
PPP 

Ziele und Zielsystem 
Strategische Dimensionen von PPP sind 

zum einen der Grad der Zielkomplementarität 
bzw. des Zielkonflikts, zum anderen der Grad 
der Formalisierung bzw. Institutionalisierung.  

Hinsichtlich der Zielkomplementarität ist zu 
prüfen, inwiefern die Ziele der an PPP beteilig-

ten Partner übereinstimmen bzw. sich ergän-
zen. Danach ist von PPP zu sprechen, wenn 
eine Interaktion zwischen öffentlicher Hand 
und privaten Akteuren mit dem Fokus auf das 
Erreichen konvergierender Ziele verbunden ist. 
Dabei bleibt es unbenommen, dass der private 
Partner tendenziell ökonomische Ziele, die öf-
fentliche Hand soziale bzw. politische Zielset-
zungen verfolgt. Bei der Betrachtung der Ziel-
setzungen von PPP ist gerade die Intention 
beider Akteure ein zentraler Auslöser ge-
wünschter Synergie-Effekte, da sowohl soziale 
(öffentliche Hand) als auch kommerzielle Ziele 
(privater Partner) verfolgt werden, wobei Identi-
tät und Verantwortung der Partner intakt blei-
ben. Im Grundsatz ist es dennoch von zentra-
ler Wichtigkeit, dass eine einheitliche politische 
Willensbildung aller beteiligten Partner besteht. 

Die zweite strategische Dimension ist der 
Grad der Formalisierung bzw. Institutionalisie-
rung von PPP. Partnerschaften können entwe-
der in einem informellen Rahmen stattfinden 
(so z.B. Konferenzen, Stadtteilversammlungen 
etc.) oder durch Verträge und in stärkerem 
Maße durch die Gründung von Gesellschaften 
institutionalisiert sein. Informelle Partnerschaf-
ten werden in der Literatur als PPP im weiteren 
Sinne, institutionalisierte Partnerschaften als 
PPP im engeren Sinne bezeichnet. 

Aus den beiden strategischen Dimensionen 
Zielkomplementarität und Formalisierungsgrad 
lässt sich nach Budäus folgendes Portfolio 
erstellen: 

 
 
 
 

 
 

Zielkomplementarität PPP im weiteren Sinn PPP im engeren Sinn 

Zielkonflikt pluralistischer Interes-
senausgleich 

Privatisierung 

 Informell Formell 
 
 

 

Bestehen gleiche Zielsetzungen zwischen 
Partnern, so ist eine Klassifizierung als PPP im 
engeren oder weiteren Sinn lediglich abhängig 
von einer informellen oder formellen Form der 
Partnerschaft. Anders bei einem Zielkonflikt; 
hier spricht man - bei einer informellen Gestal-
tung - von einem pluralistischen Interessen-
ausgleich, also der unverbindlichsten Form von 
Interaktion zwischen privaten und öffentlichen 

Partnern. Sind Partnerschaften mit ungleicher 
Zielsetzung institutionalisiert, so kommt es zur 
Privatisierung. Beispiele hierfür sind offene Lie-
ferverträge (z.B. Contracting), verdeckte Lie-
ferbeziehungen (z.B. Objektgesellschaften) 
oder Leasingformen.  

Nach voriger Ableitung scheint die These 
angebracht, dass die Zieldimension die Forma-
lisierungsdimension dominiert. 
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Ressourcen und Ressourcenpool 
Ein bedeutender Handlungsparameter für an 

PPP beteiligte Akteure ist die Art und der Um-
fang an Ressourcen, die sie in eine Partner-
schaft einbringen können und wollen. Insofern 
ist der Handlungsrahmen jedes einzelnen Ak-
teurs nicht nur abhängig von seinen Motiven 
und Interessen, sondern auch von seiner Res-
sourcenausstattung. Hinsichtlich der in eine 
PPP einzubringenden Ressourcen bedarf es 
einer weitaus weniger differenzierten Betrach-
tung als bei den Akteuren und Interessen. Die 
Ressourcenarten sind begrenzt, Individuen 
können i.d.R. über Geld- oder Sachkapital, ü-
ber soziales Kapital, über Informationen und 
know how und über Regelungsrechte oder 
Rechtsansprüche verfügen. 

Die Ressource Geld kann vielseitig einge-
setzt werden und ist für die Durchführung von 
Maßnahmen oder Veränderungen notwendig. 
Geld wird immer und überall benötigt, daher 
hat ein Akteur, der finanzielle Ressourcen in 
eine Partnerschaft einbringt eine tendenziell 
privilegierte Stellung bzw. Verhandlungspositi-
on. Nicht selten sind Banken bzw. Kreditinstitu-
te an PPP beteiligt, was einerseits die Partner-
schaft handlungsfähig macht, andererseits den 
Banken eine wichtige (Entscheidungs-) Positi-
on einräumt. Der Einsatz von Geld ist für den 
Partner mit Risiken verbunden, so stellen sich 
Erfolge oder Effekte einer PPP häufig erst 
nach einem langen Zeitraum ein (z.B. Anhe-
bung der Kaufkraft in einwickelten Stadtteilen). 
Diesen Risiken können steht dennoch eine 
gewinnorientierte Erwartungshaltung gegen-
über, die i.d.R. hinreichend berechnet bzw. 
begründet ist. 

Häufig werden in einer PPP auch Sachmittel 
eingebracht. Die Bedeutung der Ressource 
Sachmittel ist abhängig von seinem Stellen-
wert innerhalb der Partnerschaft. Demnach 
steigt die Verhandlungsposition desjenigen, 
der eine wichtige Sachmittelressource in eine 
Partnerschaft einbringt gegenüber demjenigen, 
dessen Sachmittel eher von geringerer Bedeu-
tung sind. Ein illustratives Beispiel bietet hier 
die PPP im Kulturbereich. Bringt ein Mäzen ein 
wertvolles Gemälde in eine Partnerschaft ein, 
die eine Kunstausstellung plant, so ist dieses 
Sachmittel nicht aufzuwiegen mit Geld. Weite-
re Beispiele für Sachmittel können Grundstü-
cke oder Gebäude (auch von Seiten des 
öffentlichen Partners) sein. Diese Sachmittel 
können auch den Grundstock bei Gründung 
einer institutionalisierten PPP sein und somit 
existenzsichernden Charakter haben. 

Soziales Kapital ist eine immaterielle Res-
source mit besonderer Bedeutung. Als soziales 

Kapital von PPP-Partnern kann z.B. fachliche 
und sonstige Qualifikation, ein großer Erfah-
rungsschatz oder auch ein guter Ruf gelten. 
Ein Partner, der über ein hohes Maß an sozia-
lem Kapital verfügt und dieses durch eine en-
gagierte Teilnahme an einer PPP einbringt, 
hebt den gesellschaftlichen oder fachlichen 
Stellenwert einer solchen Kooperation. Wenn 
sich beispielsweise ein angesehener Bürger-
meister einer großen Stadt in eine PPP ein-
bringt, so kann dies eventuelle Widerstände 
oder Misstrauen vermindern oder gar abbauen. 
Ein solcher Partner kann also für die Entste-
hung und für die Akzeptanz einer Kooperation 
zwischen öffentlichen und privaten Akteuren 
von erheblicher Bedeutung sein. 

Im Zuge wachsender Bedeutung von Infor-
mationstechnologien ist die Kontrolle oder der 
Besitz von Informationen eine zunehmend 
wertvollere Ressource. Ist davon auszugehen, 
dass der Zugang zu Informationen ein zentra-
ler Baustein für die Entwicklung von Problem-
lösungskompetenzen ist, so ist das spezifische 
in eine PPP einzubringende Know-how eines 
Partners von großer Bedeutung. Schließlich 
profitiert eine solche Partnerschaft von Syner-
gie-Effekten, die durch die Zusammenlegung 
verschiedener Problemlösungskompetenzen 
(auf der Basis spezifischer Informationen) ent-
stehen. 

Eine weitere einzubringende Ressource ist 
die rechtliche Regelungskompetenz der öffent-
lichen Hand. Die Anwendung von Rechten un-
terliegt - auch in einer PPP - der öffentlichen 
Regelung, insofern kann sich der öffentliche 
Partner in einer PPP eine enorm starke Positi-
on aufbauen, da er das - nicht auf den Privatier 
übertragbare - Monopol über rechtliche Rege-
lungskompetenzen hat. Kollektive Rechtskom-
petenz ist insbesondere dort von Bedeutung, 
wo es um antragspflichtige Maßnahmen einer 
PPP geht. Als Beispiele seien hier Bebau-
ungspläne, Stadtentwicklungsprojekte oder 
Flächennutzungspläne genannt.  

Auch Private verfügen über Rechte, die sie 
auf individueller Ebene - etwa durch die Klage 
vor dem Verwaltungsgericht u.ä. - durchsetz-
ten können. Hier sprechen wir von individuel-
len Rechtsansprüchen. Rechtsansprüche ein-
zelner Bürger können im Hinblick auf ihre Ein-
klagbarkeit wichtige Handlungsoptionen sein, 
die gleichermaßen für die Ziele einer PPP 
sprechen können oder auch gegen diese. 
Wenn beispielsweise eine Bürgerinitiative ge-
gen die Entstehung eines - durch eine PPP ini-
tiierten - Gewerbegebietes Rechtsansprüche 
vor dem Verwaltungsgericht geltend macht, so 
kann dies die Ziele einer Partnerschaft zwi-
schen öffentlichen und privaten Akteuren er-
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heblich behindern oder gar unerreichbar ma-
chen. 

Einbindung von PPP in das poli-
tisch-administrative System 

Ein wichtiger Parameter für die Bedeutung 
bzw. den Stellenwert von PPP ist die Frage, ob 
Partnerschaften seitens der öffentlichen Hand 
lediglich als Modernisierung der operativen 
Aufgabenerfüllung angesehen werden, oder ob 
es sich hierbei um eine politisch verfolgte, auf 
Partizipation und gesellschaftliche Mitbestim-
mung beruhende Strategie der Planung und 
Durchführung öffentlicher Aufgaben handelt. 

In der Tat gibt es dahingehende Überlegun-
gen, eine Unterscheidung zwischen der soge-
nannten Policy-PPP, der administrativen- und 
der operationellen PPP und weiterer Ausprä-
gungsformen vorzunehmen. Abgesehen da-
von, dass einige Unterscheidungen Gefahr lau-
fen zu Redundanzen zu führen,  scheint eine 
Differenzierung zwischen den Hauptachsen 
Politik und Ausführung/ Umsetzung plausibel.  

Der Begriff Policy-PPP meint im Grunde ein 
Verständnis von Kooperation, das eine frü-
hestmögliche Einbindung privater Partner be-
reits bei der Ermittlung von Handlungsbedar-
fen, spätestens jedoch bei der Programment-
wicklung und Planung umfasst. PPP eröffnen 
damit eine andere Qualität der Arbeitsteilung: 
Im Rahmen von partnerschaftlichen Projekten 
werden die beiden Dimensionen „Bereitstel-
lung“ (Planung, Strukturkomponenten) und 
„Produktion“ (eigentliche Durchführung) mit-
einander verbunden. 

Mit der Beteiligung der öffentlichen Hand an 
einer PPP ändert sich also das Selbstver-
ständnis in der Wahrnehmung öffentlicher Auf-
gaben dahingehend, dass elementare Ent-
scheidungen nicht mehr durch die Kommune 
selbst, sondern unter Mitwirkung privater Part-
ner getroffen werden. Man spricht daher nicht 
mehr von einer persönlichen Aufgabenerfül-
lung durch die öffentliche Hand, sondern von 
einer gemeindlichen Mitarbeit an einer ge-
meinsamen Aufgabe. 

Öffentliche und Private verständigen sich in 
der Policy-Dimension also darüber, in welchem 
Umfang und in welcher Beschaffenheit das 
entsprechende Gut zur Verfügung gestellt und 
welche Ressourcen (Personal, Finanzmittel 
etc.) dafür eingesetzt werden sollen. Partner-
schaftliche Ansätze zur strategischen Gestal-
tung öffentlicher Leistungserbringung erfordern 
daher von den beteiligten Akteuren ein hohes 
Maß an Fachkenntnis, Verantwortungsbe-
wusstsein und schließlich Verbindlichkeit für 
die gemeinsame Sache.  

Die operationellen Funktionen wie Herstel-
lung des Gutes, Finanzierung und Manage-
ment können – je nach Verfügbarkeit von Res-
sourcen - von privater und/oder öffentlicher 
Seite erfüllt werden. Es ist auch denkbar, dass 
die Erfüllung einzelner Funktionen auf vertrag-
licher Ebene an jeweilige Partner (oder Dritte) 
vergeben werden, nur werden diese im Unter-
schied zum herkömmlichen Contracting-Out 
gemeinsam ausgehandelt und beschlossen.  

Formalisierungs- bzw. 
Organisationsgrad von PPP 

Public Private Partnership sind grundsätzlich 
als institutionalisierte Ansätze von Kooperation 
zu verstehen, denn ohne Institutionalisierung 
wären Partnerschaften von außen nicht wahr-
nehmbar. Hierbei sind die Formen der Instituti-
onalisierung von offenen Gesprächsrunden 
über Kooperations- und Abstimmungsgremien 
bis hin zu Organisationen mit eigener Rechts-
persönlichkeit sehr vielfältig.  

PPP im engeren Sinn 

PPP im engeren Sinne werden für gewöhn-
lich eingerichtet, wenn die beteiligten Partner 
die mit der Partnerschaft verbundenen Risiken 
höher bewerten als dies im Rahmen lediglich 
informeller Kooperationsbeziehungen hand-
habbar erscheint. Die geschieht etwa bei kom-
plexen Investitionsvorhaben, an denen sowohl 
öffentliche als auch private Partner beteiligt 
sind. Im Rahmen einer Gesellschaft werden 
die Ressourcen der jeweiligen Partner zentrali-
siert, d.h. der Gesellschaft selbst - oder dem 
Geschäftsführer - übergeben. Es kann daher 
davon ausgegangen werden, dass ein etwai-
ges Risiko der beteiligten Partner durch einen 
hohen Institutionalisierungsgrad minimiert wird. 
PPP i.e.S. sind Organisationen, die durch rela-
tionale Verträge - z.B. Gesellschaftsverträge, 
die Entscheidungs- und Organisationsstruktu-
ren regeln - gekennzeichnet sind. Denkbare 
Organisationsformen von PPP i.e.S. sind a) die 
offene Beteiligung Privater an bestehenden öf-
fentlichen Unternehmen, b) die offene Beteili-
gung öffentlicher Partner an bestehenden pri-
vaten Unternehmen, c) die Gründung neuer 
gemeinsamer Unternehmen, oder d) die stille 
Beteiligung Privater an öffentlichen Unterneh-
men. 

Hinsichtlich der Kooperations- und Organisa-
tionsmechanismen von PPP im engeren Sinne 
scheint die Betrachtung verschiedener Zeitab-
schnitte - der konstitutionellen Phase (Grün-
dung) und der postkonstitutionellen Phase (Be-
trieb) - sinnvoll. Im Verlauf der Gründungspha-
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se einer PPP i.e.S. ist darüber zu entscheiden, 
wer welche Ressourcen in die Kooperation 
einbringt, nach welchen Regeln über die Res-
sourcen zu entscheiden ist, welche Ziele die 
Gesellschaft verfolgt, welcher Standort und 
welche Rechtsform gewählt werden soll.  

Da es bei der Bildung einer Gesellschaft um 
die Minimierung von Risiken der beteiligten Ak-
teure geht, bieten sich als Rechtsformen die 
verschiedenen Möglichkeiten von Kapitalge-
sellschaften - insbesondere die GmbH oder die 
AG - an. Die Einflussmöglichkeiten der Akteure 
auf Entscheidungen der Gesellschaft sind bei 
der GmbH nach dem Gesetz wesentlich höher 
als bei der AG, was die GmbH somit als maß-
gebliche Form von PPP i.e.S. qualifiziert. Eine 
1993 erstellte Studie im Auftrag des Ministeri-
ums für Stadtentwicklung und Verkehr des 
Landes Nordrhein Westfalen weist die GmbH 
im übrigen als häufigste gewählte Rechtsfor-
men von PPP i.e.S. aus.  

PPP im weiteren Sinn 

PPP im weiteren Sinne sind informelle Part-
nerschaften, die aufgrund einer geringen Aus-
prägung von Hierarchie und vertraglichen Ar-
rangements ein Netz aus komplexen Bezie-
hungen darstellen. Solche Partnerschaften, die 
durch Abstimmungen im Einzelfall, laufenden 
Informations- bzw. Erfahrungsaustausch und 
regelmäßige Spitzengespräche u.v.m. geprägt 
sind, werden i.d.R. nicht für die Realisierung 
spezifischer Produkte eingesetzt, sondern a-
gieren stärker als Initiatoren, Katalysatoren 
und Koordinatoren.  

In der Funktion als gesellschaftliches Infor-
mations- und Kommunikationsgremium sind an 
informellen PPP weitaus mehr Akteure beteiligt 
als bei formalen Gesellschaften. Die Anzahl 
der an einer PPP beteiligten Akteure wirkt sich 
– im günstigen Fall - positiv auf den Ertrag ei-
ner Partnerschaft aus, dass ein komplexes 
Problem durch möglichst viele Partner gelöst 
werden kann. Negativ wirkt sich der Aspekt der 
höheren Koordinationskosten bei steigender 
Mitgliederzahl an einer PPP aus. Ein weiteres 
Problem liegt in einer ungleichen Verteilung 
bzw. Gewichtung von Informationen. Budäus 
und Grüning sprechen in dieser Hinsicht von 
der Gefahr der asymmetrischen Informations-
versteilung. Diese Entwicklungen lassen sich 
durch das Einsetzen eines zentralen Akteurs 
mit Koordinationsaufgaben eindämmen, der 
Arbeitsteilung festlegt, Informationen weitergibt 
und weitere Koordinationsaufgaben wahr-
nimmt. 

Informelle Netzwerke funktionieren auf der 
Basis konsensualer Entscheidung, also „kleins-

ter gemeinsamer Nenner“ zwischen den Akteu-
ren. Je größer nun die Interessengleichheit, 
desto größer wird dieser gemeinsame Nenner 
sein, in den die verschiedenen Ressourcen der 
Akteure einfließen können. Bei einem geringe-
ren Einigungsgrad besteht demnach die Ge-
fahr, dass die Ressourcen der Akteure nur 
teilweise in die vereinbarte Problemlösungs-
strategie fließen, während ein anderer Teil un-
genutzt bleibt oder in andere Aktivitäten fließt. 

Zeitliche Dimension von PPP-
Projekten 

Die Frage des zeitlichen Rahmens ist ein 
wichtiges Kriterium im Eingehen einer PPP. 
Dabei gilt es jedoch zu berücksichtigen, dass 
dieses Kriterium auch mit den Aspekten der 
Institutionalisierung, der Ressourcenbindung, 
der Einbindung in politische Strategien und der 
Risikoverteilung korrespondiert. Grundsätzlich 
lassen sich zwei verschiedene zeitliche Di-
mensionen von PPP unterscheiden: einerseits 
projektbezogene – also zeitlich eingegrenzte - 
Partnerschaften, andererseits solche Partner-
schaften, die strategische Bedeutung für die 
Unterstützung regionaler Strukturen haben und 
somit als langfristig einzustufen sind. 

In einer projektbezogenen PPP stehen – et-
wa im Rahmen von regionaler Entwicklungs-
förderung - Planung und Umsetzung von Ein-
zelprojekten, oftmals mit beträchtlichen Investi-
tionsvolumina, im Mittelpunkt. Dies sind Ko-
operationen zur Planung, Erschließung und 
Bebauung einzelner Grundstücke und größerer 
Flächen, wobei es nicht allein um die bauliche 
Entwicklung, sondern um die ‚Revitalisierung’ 
ganzer Stadtteile oder Regionen auch in wirt-
schaftlicher und kultureller Hinsicht gehen 
kann. Im Zuge projektbezogener PPP werden 
häufig privatrechtliche Gesellschaften gegrün-
det, die Anregungen zu Investitionen und Akti-
vitäten geben und die Interessen und Vorstel-
lungen privater Unternehmen vor Ort bündeln 
und koordinieren. Die Öffentliche Hand verfolgt 
im Rahmen der Gesellschaften vorrangig eine 
‚Anstoßfunktion’ – nicht zuletzt durch die Vorfi-
nanzierung notwendiger Strukturmaßnahmen. 
Für den privaten Partner sind projektbezogene 
Kooperationen mit dem Ziel der Industrie-
Investition insofern interessant, als investiertes 
Kapital nach relativ kurzer Produktionszeit im 
Gegensatz zu langfristigen Strukturinvestitio-
nen zu raschen Einnahmen führen kann. 

In Abgrenzung hierzu sollen in langfristigen 
Kooperationen Ideen für eine Weiterentwick-
lung einer Region oder Stadt gesammelt und 
gemeinsame Konzepte entworfen werden. 
Durch das Herausarbeiten von ‚Stärken’ und 
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durch entsprechende Informationen und Maß-
nahmen soll das Bild der Stadt sowohl aus der 
Sicht der Einwohner und der ansässigen Un-
ternehmen als auch in der Außeneinschätzung 
durch soziale, kulturelle, umweltpolitische und 
wirtschaftliche Innovationen verbessert wer-
den.  

Typische Erscheinungsformen solcher lang-
fristigen Partnerschaften sind z.B. Standortfo-
ren, Stadtteilkonferenzen etc., die auf einer 
breiten Beteiligung aller relevanten Akteure 
basieren. Hier werden strategische Ziele und 
Maßnahmen diskutiert, Interessen und Erwar-
tungen unter verschiedenen Perspektiven aus-
gehandelt. Denkbare institutionelle Konstellati-
onen strategischer Partnerschaften sind also 
solche mit informellem, also im weiteren Sinne 
offenem Charakter. Aus den jeweiligen strate-
gischen Zielen heraus können sich Partner 
gleichwohl durch die Gründung von Gesell-
schaften und/ oder Vereinen stärker formalisie-
ren, um konkrete Einzelmaßnahmen gemein-
sam zu gestalten.  

Hinsichtlich der zeitlichen Dimension von 
PPP zeichnen sich also verschiedene Ausprä-
gungen von Kooperationsarrangements ab, die 
auf die jeweiligen spezifischen Anforderungen 
in angemessener Form reagieren müssen. 
Obschon dies ein wichtiges Strukturmerkmal 
zur Binnendifferenzierung des PPP-Begriffs  
darstellt, sei erwähnt, dass es zwischen pro-
jektbezogenen PPP und solchen mit strategi-
schen Ansätzen von Regionalpolitik durchaus 
Mischformen gibt. Schließlich sind projektbe-
zogene Partnerschaften im Rahmen einer Ge-
samtstrategie, oder als Entwicklung von einem 
Projekt zu einer strategischen Regionalpolitik 
denkbar. Im zeitlichen Verlauf einer Partner-
schaft können sich gleichwohl institutionelle 
Strukturen an veränderte externe und interne 
Bedingungen anpassen und zu einer Formali-
sierung ehemals informeller Strukturen bzw. zu 
einer Auflösung formaler Strukturen zugunsten 
einer informellen Partnerschaft führen. Letzte-
res dürfte vor allem vor dem Hintergrund hoher 
Kosten und eines hohen Konfliktpotentials eher 
selten der Fall sein. 

Beispielhafte Handlungsfelder von 
PPP 

Die Einsatzmöglichkeiten von PPP sind ab-
hängig von dem Kontext, in dem Probleme auf-
tauchen, die nur durch eine gemeinsame und 
koordinierte Handlungsstrategie von mehreren 
Partner lösbar sind. Im Grunde genommen 
lassen sich PPP (im engeren sowie im weite-
ren Sinne) in allen gesellschaftlichen Berei-
chen anwenden, wenn die Grundvorausset-

zung der Zielkomplementarität und des fairen 
Handelns zwischen den Partnern besteht. PPP 
treten insbesondere in folgenden Bereichen 
auf (die Auflistung ist nicht bei weitem ab-
schließend): 

 
� im Bereich der Stadtentwicklung und -

erneuerung  
� im Verkehrsbereich, 
� im Wohnungsbau, 
� beim Betrieb von Kultureinrichtungen, 
� im Umweltschutz, 
� in der Forschung, 
� in der kommunalen Ver- und Entsorgung, 
� im Sicherheitswesen, 
� in der Forstwirtschaft, 
� im Bildungsbereich. 

 
Die Grenzen einer PPP sind grundsätzlich 

dort erreicht, wo das Prinzip der Partnerschaft-
lichkeit - aufgrund von Organisationsformen 
oder Handlungen von Partnern - nachhaltig 
beeinträchtigt bzw. unterwandert wird. 

Chancen und Risiken von PPP 

Chancen 

Ohne Zweifel ist die Realisierung von Syner-
gie-Effekten die größte Chance von PPP. Mit 
Hilfe von Kooperationen können Ziele verwirk-
licht werden, die ein einzelner Partner nicht er-
reichen wird, da der Einsatz von verschiede-
nen Ressourcen ermöglicht wird. Der öffentli-
chen Hand obliegen i.d.R. Planungs- und 
rechtliche Regelungskompetenzen, während 
der private Partner Wettbewerbsfähigkeit und 
häufig spezifisches (Management-) Know-how 
einbringen kann. Im Zuge der Kooperation pro-
fitieren die jeweiligen Partner einer PPP daher 
in vielfältiger Weise voneinander. 

Aus Sicht der öffentlichen Hand bestehen die 
Vorteile in erster Linie in der Verbesserung des 
öffentlichen Leistungsangebotes, die die Um-
setzung von Maßnahmen im Interesse der 
Gemeinheit erst möglich macht. Hierbei sind 
die Verbesserung der öffentlichen Finanzsitua-
tion, Maßnahmen der Stadtentwicklung, der 
Anschub neuer Investitionen, die daraus fol-
gende Schaffung neuer Arbeitsplätze u.v.m. 
möglich. 

Die zweite Chancenperspektive ist die Mög-
lichkeit einer inneren Erneuerung der öffentli-
chen Verwaltung. Im Rahmen der Reformbe-
mühungen (Stichwort New Public Manage-
ment) lassen sich im Zuge von PPP Moderni-
sierungs-, Rationalisierungs- und Flexibilisie-
rungseffekte durch einen vielfältigen Know-
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how-Transfer zwischen privaten Partnern und 
öffentlicher Hand realisieren. Wenn das in eine 
PPP fließende (marktwirtschaftliche) Wissen in 
der öffentlichen Verwaltung zur Weiterbildung 
der Mitarbeiter genutzt wird, kann dies ein be-
deutender Schritt zur Binnenmodernisierung 
mit dem Ziel der Effizienzsteigerung öffentli-
chen Handelns sein. 

Im Rahmen einer PPP kann zudem von ei-
ner Professionalisierung von Entscheidungen 
ausgegangen werden, denn gerade durch eine 
Verteilung von Entscheidungsverantwortung 
sind PPP wesentlich unabhängiger von politi-
scher Einflussnahme als die Kernverwaltung. 
Dies macht die Durchführung von Maßnahmen 
schneller und teilweise qualitativ hochwertiger 
möglich. Zur Qualität von Entscheidungen ge-
hört auch - und dies hat die öffentliche Hand 
zunehmend erkannt - die Beteiligung der Emp-
fänger öffentlicher Leistungen. Durch eine viel-
fältige Beteiligtenstruktur in einer (eher infor-
mellen) PPP besteht daher auch für die End-
begünstigten die Möglichkeit der Offenlegung 
und Vertretung eigener Präferenzen, was die 
Akzeptanz und Attraktivität von Entscheidun-
gen und Maßnahmen erhöht. 

Aus Sicht der privaten Akteure liegt die pri-
märe Chance in einer (zumindest langfristigen) 
Gewinnmaximierung bei gleichzeitiger Risiko-
streuung (risk sharing) auf die jeweiligen Ak-
teure einer PPP. Zudem können sich aus einer 
engeren Kommunikation mit der öffentlichen 
Verwaltung strategische Vorteile hinsichtlich 
öffentlicher Regelungsmechanismen (Antrags-
verfahren, Bebauungspläne etc.) ergeben. Die 
Förderung der Corporate Identity von Unter-
nehmen und die Motivation von Mitarbeitern 
kann durch die Verfolgung von Zielen im Sinne 
des Gemeinwohls ebenso wirksam sein, wie 
ein gutes Firmenimage nach außen. Dies be-
weisen PPP-Wirtschaftsentwicklungsprojekte 
in Manchester, an denen sich die Kellogg 
Company of Great Britain beteiligt, um die re-
gionale Akzeptanz weiter zu festigen. 

Bei der Betrachtung der Chancen einer PPP 
wird deutlich, dass die jeweiligen Motivations-
gründe der beteiligten Partner eine wesentliche 
Rolle spielen. Insofern bieten sich überall dort 
Einsatzmöglichkeiten für öffentlich-private 
Partnerschaften, wo der Wille zu entsprechen-
den Arrangements seitens der Akteure besteht 
und die Erfüllung der Nutzenerwartungen ab-
zusehen ist. Anhand der beispielhaften 
Einsatzfelder von PPP (s.o.) scheinen die je-
weiligen Gegenstandsbereiche dabei nur ge-
ringe Bedeutung zu haben. 

Risiken 

Bei aller Euphorie bezüglich der Chancen 
von PPP bestehen bei solchen Partnerschaf-
ten auch diverse Risiken und Probleme. Diese 
seien im folgenden Abschnitt kurz erläutert. 

Grundsätzlich kann eine Schwarzfahrer-
Problematik dahingehend entstehen, dass an 
einer PPP nicht beteiligte Dritte (z.B. Ge-
schäftsleute, die nicht an Kooperationen teil-
nehmen) dennoch von den Effekten einer PPP 
profitieren können. Häufig sind jedoch die 
Dachverbände der Wirtschaftsakteure (Kam-
mern, Innungen, Unternehmensverbände 
u.v.m.) an einer Partnerschaft beteiligt, so dass 
durch diese Art der Interessensvertretungen 
die Problematik minimiert werden kann. 

Die Machtverteilung in PPP ist häufig propor-
tional zu der Ressourcenverteilung innerhalb 
der Partnerschaften, so dass die Gefahr eines 
Ungleichgewichts besteht. Bringen nun wenige 
Akteure den Großteil der Ressourcen ein (z.B. 
die Finanzierung durch eine oder wenige Ban-
ken), so kann es zu einer Ausbeutung der 
Mehrheit durch die Minderheit kommen.  

Ein weiteres Risiko von PPP besteht in der 
ungleichen Verteilung von Informationen. Die 
jeweiligen Partner (öffentliche wie private) 
kennen ihre jeweiligen Motive, Verhaltensab-
sichten und institutionellen Qualitäten sehr ge-
nau, eine Informierung oder Nichtinformierung 
des jeweiligen Partners über diese Aktionspa-
rameter sind jedoch interessenbestimmt. Dar-
aus können sich Probleme opportunistischen 
Verhaltens ergeben. 

Die Qualität der Leistungsfähigkeit der Part-
ner ist unsicher, man spricht hier von ‘hidden 
characteristics’. Hieraus entsteht ein hoher ge-
genseitiger Informationsbedarf, der seitens der 
Partner mit hohen Kosten verbunden sein 
kann. Zur gegenseitigen Offenbarung von Fä-
higkeiten und Schwächen der Partner bedarf 
es daher geeigneter Informationsinstrumente, 
zumal der private Partner i.d.R. über den öf-
fentlichen Partner mehr Informationen bekom-
men kann (Transparenz von öffentlichem Han-
deln) als selbst bereit ist zu geben (da er, 
wenn es sich nicht um eine Kapitalgesellschaft 
handelt, keiner sonstigen Informationspflicht 
unterliegt). 

Der Erfolg einer PPP ist stark abhängig von 
den Absichten und  Handlungen des einzelnen 
Akteurs. Diese sind zunächst nicht bekannt, 
man spricht daher von der Gefahr der ‘hidden 
intention’. Opportunistisches - unfaires - Ver-
halten eines Partners, kann bis hin zu einem 
‘Hold up’- also einem Ausrauben des jeweils 
anderen Partners - führen. Hierfür ist insbe-
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sondere der öffentliche Partner anfällig, wenn 
er sich an einen privaten Partner in hohem 
Maße gebunden hat. Um dieses Ausrauben zu 
vermeiden müssen bestimmte Regelungsme-
chanismen, etwa in Form eines vom privaten 
Partner zu hinterlegenden Pfandes o.ä.; ge-
funden werden. Trotz einer vorherigen vertrag-
lichen Absicherung ist ein vertragskonformes 
Verhalten der Partner bei gegenseitiger Aufga-
benüberlassung nicht grundsätzlich gewähr-
leistet. Insbesondere für die öffentliche Hand 
besteht die Gefahr der ‘hidden actions’ seitens 
des privaten Partners. Es kann zu einer Über-
vorteilung der öffentlichen Hand - einem soge-
nannten ‘moral hazard’ - durch den privaten 
Partner kommen. Möglichkeiten der Gegen-
steuerung bieten sich hier beispielsweise in ei-
ner leistungsgerechten Gestaltung von Anreiz-
systemen, durch Gewinnbeteiligung o.ä.. 

Aus ökonomischer Sicht besteht die Gefahr, 
dass etwaige Gewinne, die aus der Effizienz-
steigerung der Leistungserbringung resultie-
ren, bei den Partnern verbleiben. Die Endbe-
günstigten, in solchen Fällen die zu beliefern-
den Dritten (Bürger) werden dahingehend aus-
gebeutet, dass die Kostenreduzierung keinen 
Einfluss auf den Verbraucherpreis hat. Nicht 
zuletzt kann auch durch die Übernahme wirt-
schaftlicher Risiken durch die öffentliche Hand 
(z.B. durch Subventionen) auf der Seite der 
privaten Partner ein Anreiz entstehen, höhere 
wirtschaftliche Risiken einzugehen, wenn un-
vorhersehbare Schwierigkeiten auf Kosten der 
öffentlichen Hand gehen, überdurchschnittliche 
Gewinne jedoch auch die Privaten abschöpfen. 
Dies begünstigt im Extremfall die Anwendung 
riskanter Geschäftspolitiken auf der privaten 
Seite. 

PPP können durch die eingeschränkte Aus-
wahl von Partnern und weitest gehende Dele-
gation von Befugnissen und Aufgaben einen 
Mangel an demokratischer Kontrolle hervorru-
fen. Dies vor allem auf der Grundlage der Er-
kenntnis, dass bestimmte es Teilnehmergrup-
pen besser verstehen, ihre Interessen durch-
zusetzen als andere, deren Grad an Selbstor-
ganisation - wie z.B. bei informellen Gruppen - 
weniger ausgeprägt ist. Es besteht daher die 
Gefahr, dass eine hybride Wirtschaftsform ent-
steht, deren Allokationsmechanismen und 
Funktion nicht klar ersichtlich sind. 

Resümee 
Schon anhand der Aufzählung der relevan-

ten Merkmale wird deutlich, dass PPP ein - 
mehr oder weniger institutionalisiertes - Netz-
werk komplexer Interessen- Interaktions- und 
Vertragsstrukturen darstellen, die sich auf viel-

fältige kollektive Problemlösungsstrategien und 
Themenfelder anwenden lassen. Insofern er-
geben sich mögliche Einsatzmöglichkeiten und 
Grenzen von PPP aus den jeweiligen situati-
ven und regionalen Zusammenhängen. Auf der 
Basis der dargestellten PPP-Aspekte lässt sich 
jedoch ein genereller Anforderungskatalog für 
die Implementation und Umsetzung von PPP-
Projekten erstellen, der die folgend genannten 
Aspekte enthalten muss.  

 
Zentrale Anforderung ist die Zielkomplementa-
rität der Partner, um erwartete Synergie-
Effekte möglichst - auch für Dritte - kalkulieren 
und effektiv ausnutzen zu können.  
Um die Kooperation möglichst transparent zu 
gestalten, müssen Informationen über die Qua-
litäten und Handlungsstrategien der Partner in 
die Kooperation eingebracht werden. Eine ge-
genseitige Vertrauensbasis schafft die Grund-
lage für einen fairen Umgang während der 
Partnerschaft.  
Eine weitest gehende demokratische Legitima-
tion von PPP kann durch eine planvolle Betei-
ligung von Leistungserstellern und Leistungs-
empfängern (Bürgern) gewährleistet werden, 
etwa durch eine Abstimmung über die Definiti-
on kollektiver Güter unter Beachtung der Prä-
ferenzen der Leistungskonsumenten. Bürger-
nähe ist hier gleichzeitig Kundennähe. 
Wichtig für diesen Prozeß ist jedoch, dass die 
öffentliche Hand weiterhin die Regelungskom-
petenz behält. Im Zuge einer Partnerschaftli-
chen Kooperation wäre es jedoch wenig kon-
struktiv, wenn die Verwaltung weiterhin mit den 
traditionellen Mechanismen des öffentlich-
rechtlichen Gewaltenmonopols agiert. Viel-
mehr ist geschickte Verhandlungsführung, ö-
konomische Kompetenz und vertragsrechtliche 
Kenntnis gefragt, um einen öffentlichen Partner 
zu einem „Smart Partner“ zu machen. Insofern 
können PPP einen Anstoß für die öffentliche 
Reformdiskussion durch praktische Umsetzung 
geben. 
Jedes regionale oder spezifische Problem 
braucht eine ebenso spezifische Problemlö-
sung. Hinsichtlich der Konzeptionierung von 
PPP ist es daher besonders wichtig, den spezi-
fischen Kontext hinreichend zu analysieren 
und in ein PPP-Konzept einzubinden. Insofern 
sollten - wenn auch erfolgreiche - PPP-
Konzepte nicht einfach übernommen werden, 
es bedarf immer einer Anpassung an die situa-
tiven Bedingungen 

 
Zum Abschluss bleibt zu betonen, dass PPP 

ein dynamischer Prozess ist, der nur dann er-
folgreich ist, wenn die zugrundeliegenden 
Machtstrukturen, die innewohnenden ökono-
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mischen Anreize und Probleme und die „Re-
geln des Spiels“ bekannt sind und beachtet 
werden. 
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Reinhard Lang, Peter Kromminga 

Die Bundesinitiative „Unter-
nehmen: Partner der Jugend“ 
(UPJ): Praktische Erfahrungen 
mit der Förderung des Enga-
gements von Unternehmen im 
Gemeinwesen1 
Dr. Reinhard Lang ist wissenschaftlicher Mitarbeiter der 
UPJ-Bundesinitiative im UPJ-Büro Berlin-Brandenburg in 
der Paritätischen Bundesakademie, Geschäftsstelle Berlin. 
Peter Kromminga ist Geschäftsführer der UPJ-
Bundesinitiative im zentralen UPJ-Servicebüro in Hamburg 
beim Verband Kinder- und Jugendarbeit Hamburg. 

 
Die weltweit agierende Unternehmensbera-

tung Artur D. Little und das Jugendamt Wies-
baden stellen jeweils eine Mitarbeiterin mit ei-
nem festen Stundenkontingent frei, um ge-
meinsam Projektmessen zu organisieren, auf 
denen sich Kinder- und Jugendprojekte mit Un-
ternehmen treffen, kennen lernen und gemein-
same Vorhaben absprechen. Mehr als 10 Ko-
operationsprojekte zwischen kleineren und 
größeren Wiesbadener Unternehmen und Ju-
gendprojekten sind bereits daraus hervorge-
gangen. Das komplette 120köpfige Team der 
Siemens-Unternehmensberatung baut in 
Tschechien innerhalb eines Tages ein Camp 
für Heimkinder und gründet eine eigene Stif-
tung, aus der solche Hilfsprojekte unterstützt 
werden. Logistisch vorbereitet hat das Unter-
nehmen den Einsatz gemeinsam mit einem 
kirchlichen Jugendverband. Die Hamburg-
Mannheimer Versicherungs-AG mit Hauptsitz 
in Hamburg hat eine eigene Jugendstiftung 
eingerichtet, mit der sie selbst in Hamburg und 
an anderen Standorten die „Joblokomotive“ be-
treibt, die benachteiligten jungen Menschen die 
Integration in Ausbildung und Arbeit erleichtert. 
Im Amt Brück in Brandenburg bringt die Amts-
jugendpflegerin Unternehmen aus dem örtli-
chen Gewerbegebiet, Jugendliche und Ju-
gendclubs zusammen. Rund 20 Unternehmen 
unterstützen auf vielfältige Weise Projekte von 
Jugendlichen aus der Region. Angeregt wurde 
diese Initiative durch ein Modellprojekt des 
Brandenburger Landesjugendamtes, das von 
UPJ begleitet wird. In Sachsen organisiert UPJ 
regionale runde Tische von Unternehmen, 
Kammern, Jugendarbeitsinitiativen und kom-
munalen Jugendämtern, aus denen Kooperati-

                                                      
1 Dieser Artikel ist auch erschienen in der Dokumentation 
der Tagung „Bürgergesellschaft und Wirtschaft - Die neue 
Rolle von Unternehmen vom 11.-12.11.2001 in Berlin des 
Deutschen Instituts für Urbanistik 

onen zwischen den Unternehmen und Ju-
gendarbeitsinitiativen hervorgehen. 

Solche „Dreiecksverhältnisse“ zwischen Un-
ternehmen, Jugend- und Sozialeinrichtungen 
und Kommunen auf regionaler Ebene sind der 
Kern der Engagementförderung, die sich die 
Bundesinitiative „Unternehmen: Partner der 
Jugend“ (UPJ) zum Ziel gesetzt hat. 

UPJ: Drehscheibe für Corporate 
Citizenship 

„Brücken bauen: Soziale Kooperation macht 
Sinn!“ Unter diesem Motto hat die UPJ-
Bundesinitiative 1996 damit begonnen, neuar-
tige Beziehungen zwischen Wirtschaft und 
Gemeinwesen zu initiieren, Kompetenzen und 
Ressourcen in sozialen Partnerschaften jen-
seits von Markt und Staat zusammen zu füh-
ren. Ziel sind Kooperationsprojekte zwischen 
Unternehmen und Gemeinwesenorganisatio-
nen, die die Problemlösungskompetenzen vor 
Ort erweitern und neue, zusätzliche Möglich-
keiten für gesellschaftliche Teilhabe, Bildung, 
Selbstorganisation und Eigeninitiative im Ge-
meinwesen erschließen. Aufgabe der UPJ-
Bundesinitiative ist es, zu erkunden und zu er-
proben, was es an Formen bürgerschaftlichen 
Engagements von Unternehmen im Gemein-
wesen bereits gibt, welche Kooperationen zwi-
schen Unternehmen und speziell Organisatio-
nen der Jugend- und Sozialarbeit möglich sind, 
und was getan werden könnte, um Unterneh-
men für ein nachhaltiges Engagement im Ge-
meinwesen zu gewinnen. 

Mittlerweile hat sich die UPJ-Bundesinitiative 
zu einem bundesweiten Netzwerk zur Förde-
rung von Corporate Citizenship entwickelt, in 
dem vielfältige Kompetenzen und praktische 
Erfahrungen sowie Kontakte zu zahlreichen 
Unternehmen, öffentlichen Verwaltungen und 
sozialen Organisationen vereint sind. Dieser 
Fundus wird durch den Austausch innerhalb 
des UPJ-Netzwerks weiter entwickelt und steht 
über das zentrale UPJ-Servicebüro in Ham-
burg Unternehmen, Organisationen, Politik, 
Verwaltung und Öffentlichkeit zur Verfügung2. 
Gefördert wird die UPJ-Bundesinitiative seit 
1996 vom Bundesjugendministerium, einigen 
Bundesländern und privaten Stiftungen. 

Partner im UPJ-Netzwerk sind Organisatio-
nen aus 10 Bundesländern, die mit jeweils ei-

                                                      
2 Bundesinitiative „Unternehmen: Partner der Jugend“ 
(UPJ), Amandastr. 60, 20357 Hamburg, Telefon: 040-
434274, eMail: info@upj-online.de. Ansprechpartner: Peter 
Kromminga. Kontakt zum UPJ-Netzwerk sowie vielfältige 
Informationen, Arbeitshilfen, Praxisbeispiele, Veranstal-
tungskalender, Links, Literatur, u.v.m. zu Corporate Citi-
zenship über die UPJ-Homepage: www.upj-online.de 
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genen Programmen und Konzepten das Enga-
gement von Unternehmen im Gemeinwesen 
auf lokaler und regionaler Ebene fördern: mit 
UPJ-Foren, Mentoreneinsätzen, Mittlertätigkeit 
für Unternehmen und freie Träger, Einsätzen in 
anderen Lebenswelten, Gemeinschafts- und 
Bürgerstiftungen, Kampagnen, Modellprojek-
ten. Darüber hinaus stehen die UPJ-Partner je 
nach den dafür zur Verfügung stehenden Ka-
pazitäten auf regionaler Ebene als Ansprech-
partner zum Thema zur Verfügung und 

 
� stellen Informationen, Fortbildung oder Be-

ratung zur Verfügung; 
� betreiben Öffentlichkeitsarbeit zu Corpora-

te Citizenship; 
� unterstützen Unternehmen bei Bedarf dar-

in, je nach Zielstellung geeignete Formen 
des Engagements, Aktionsfelder und pas-
sende Partner zu finden; 

� oder sie entwickeln und erproben (z.T. 
gemeinsam mit öffentlichen Verwaltungen) 
Herangehensweisen, die geeignet sind, 
das bürgerschaftliche Engagement von 
Unternehmen in einer Region zu „wecken“. 

 
Die UPJ-Bundesinitiative verbindet diese regi-
onale Arbeit mit bundesweiten Aktivitäten: 

 
� Information und Öffentlichkeitsarbeit über 

Corporate Citizenship; 
� Ansprache von Unternehmen und ihren 

Verbänden, Politik und Verwaltungen; 
� Praxisforschung; 
� Erstellung und Vertrieb von Informations- 

und Arbeitsmaterialien zum Thema; 
� Beobachtung der Entwicklung in Deutsch-

land sowie Recherche und Auswertung 
von Programmen und Erfahrungen mit 
Corporate Citizenship in anderen europäi-
schen Ländern; 

� Aufbau eines Informations-Angebots zu 
Corporate Citizenship im Internet 
(www.upj-online.de) mit best-practice-
Beispielen, Informations- und Arbeitsmate-
rialien, Hinweisen auf Aktivitäten von Un-
ternehmen, nützlichen Links, Literatur, Ta-
gungen, Vernetzungsmöglichkeiten, Infor-
mationen über Corporate Citizenship in 
Europa, etc.; 

� Koordination des UPJ-Netzwerks und 
Konzepttransfer. 

 
In den vergangenen Jahren hat die UPJ-

Bundesinitiative zahlreiche Kooperationspro-
jekte vor allem zwischen kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen (KMU) und Organi-
sationen der Jugend- und Sozialarbeit auf 
lokaler und regionaler Ebene untersucht, 
initiiert und dokumentiert3. Daraus lassen sich 

und dokumentiert3. Daraus lassen sich mehre-
re Schlussfolgerungen im Hinblick auf die För-
derung des Engagements von Unternehmen 
ziehen: 

Das Engagement von Unternehmen 
im Gemeinwesen ist vielfältig 

Corporate Citizenship hat Konjunktur. Die öf-
fentliche Aufmerksamkeit an der über das 
Spenden, Stiften oder Sponsern finanzieller 
Mittel hinausgehenden sozialen Verantwortung 
von Unternehmen hat in den letzten eineinhalb 
Jahren v.a. durch die Arbeit verschiedener In-
stitutionen und Initiativen4, sowie durch die in 
diesem Zusammenhang in den Medien kom-
munizierten Programme von Siemens, Henkel, 
Lufthansa, Ford und vielen anderen großen 
Unternehmen rapide zugenommen. Im Zent-
rum der Debatte steht bislang v.a. die Frage, 
wie große Unternehmen das freiwillige, ehren-
amtliche Engagement von Mitarbeiter/innen 
und Bürger/innen fördern können. 

So interessant solche Projekte großer Unter-
nehmen ohne Zweifel sind – es sind (im Ver-
gleich mit der Entwicklung in GB und NL) bis-
lang noch nicht sehr viele, und sie lassen sich 
u.E. nicht ausnahmslos auf alle Unternehmen 
übertragen. Mindestens ebenso interessant, 
wenn nicht bedeutsamer für die Verankerung 
einer den angelsächsischen Ländern ver-
gleichbaren „Kooperationskultur“ im Gemein-
wesen sind u.E. die gemeinwesenbezogenen 
Aktivitäten kleiner und mittelständischer Unter-
nehmen, die sich in ihrem regionalen Umfeld 
engagieren, und bspw. durch Geld- und 
Sachmittelspenden den Aufbau von Senioren-
treffs unterstützen, die Jugendabteilung des 
Sportvereins mit Firmenfahrzeugen kostenlos 
zu Auswärtsspielen fahren, mit kostenlosen 
Arbeitseinsätzen und Produkten zu Sonder-
konditionen Anliegen gemeinnütziger Organi-
sationen fördern, gemeinsame Veranstaltun-
gen mit der Sozialstation oder dem Schulför-
derverein durchführen, Mitarbeiter/innen aus 
der Personalabteilung für die Durchführung 
von Bewerbungstrainings im benachbarten 

                                                      
3 über 90 exemplarische Beispiele, wie sich große, mittel-
ständische und kleine Unternehmen in Kooperationspro-
jekten mit größeren und kleinen Jugend- und Sozialorgani-
sationen engagieren sind anschaulich beschrieben in 
Damm/Lang 2001 und auf der UPJ-Homepage www.upj-
online.de 
4 Enquete-Kommission „Zukunft des bürgerschaftlichen 
Engagements“; Kampagne zum Internationalen Jahr der 
Freiwilligen; Initiative „Freiheit und Verantwortung“ der 
großen Unternehmensverbände und der Wirtschaftswo-
che; Schirmherrschaft des Bundeskanzlers für den von 
mehreren großen Unternehmen gesponserten Wettbewerb 
startsocial 
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Stadtteilzentrum freistellen, ihre Auszubilden-
den für eine Projektwoche in einer Behinder-
teneinrichtung mitarbeiten lassen, Beratungs-
aufträge an soziale Organisationen vergeben 
oder gar mit diesen gemeinsam Produkte ent-
wickeln, vermarkten und aus den Erträgen z.B. 
zusätzliche Ausbildungsplätze einrichten, 
o.ä.m. 

Mögliche Arten der Beteiligung von Unter-
nehmen an Kooperationsprojekten im Ge-
meinwesen 

� Geld, Sachmittel 
� Öffnung von Vertriebs- und Beschaf-

fungswegen 
Bereitstellung der Unternehmens-Logistik 

� Zeit, Know-how: 
(pro bono) Unternehmensleistungen / Ar-
beitseinsätze / Beratung / Schulung / 
Mitarbeit in Vorständen, Fördervereinen, 
Bürgerstiftungen / 
Freistellungen von Mitarbeiter/innen in der 
Arbeitszeit / 
Unterstützung des Engagements von Mit-
arbeiter/innen in deren Freizeit 

� Einsatz eigener Kontakte (z.B. zu Lieferan-
ten, Kunden, Service Clubs) 
Lobby für Gemeinwesenorganisationen 
bzw. Anliegen im Gemeinwesen 

� Aufträge an gemeinnützige Organisationen 
geschäftliche Partnerschaften mit gemein-
nützigen Organisationen 

� Errichtung einer eigenen Unternehmens-
Stiftung / 
Beteiligung an Bürgerstiftungen, Förder-
fonds, Spendenparlamenten 

� Bereitstellung zusätzlicher Praktikums-, 
Beschäftigungs-, Qualifizierungsmöglich-
keiten 

aus Damm/Lang 2001 
 
Die Möglichkeiten des Engagements und der 

Beteiligung von Unternehmen an Projekten im 
Gemeinwesen sind vielfältig – und mit entspre-
chend vielfältigen Ansatzpunkten für die Moti-
vation eines Engagements verbunden. Diese 
Potenzial sollte nicht durch die Verkürzung der 
Debatte und der Begrifflichkeiten auf eine be-
stimmte Engagementform (z.B. die Förderung 
des ehrenamtlichen Engagements von Ange-
stellten) verspielt werden. 

Das Engagement von Unternehmen im Ge-
meinwesen hat Tradition 

Betrachtet man die Verbindungen zwischen 
Unternehmen und sozialen Organisationen 
näher, fällt auf, dass eine Kooperation dieser 

einander (noch) „fremden Welten“ in Deutsch-
land bislang weder im Selbstverständnis sozia-
ler Organisationen noch in dem von Unter-
nehmen verankert ist. Für beide ist in erster Li-
nie der Staat für die Regelung sozialer Belan-
ge zuständig. 

Zugleich gibt es aber vor allem auf regionaler 
und lokaler Ebene seit vielen Jahren vielfältige 
Verbindungen zwischen Unternehmen und so-
zialen Organisationen: Es beteiligen sich be-
reits sehr viel mehr kleine und mittelständische 
Unternehmen an sozialen, kulturellen, ökologi-
schen und Bildungs-Projekten im Gemeinwe-
sen, als bislang angenommen. Hier werden im 
Einzelfall meist keine großen Summen bewegt. 
Gleichwohl werden Veranstaltungen, Projekte, 
Anschaffungen und Kontakte möglich, die die 
soziale Infrastruktur und das Miteinander in der 
Region offenbar so sinnvoll bereichern, dass 
sich dafür auch private Unterstützer gewinnen 
lassen. Die Erfahrung zeigt: Der Bedarf zur 
Realisierung oder Verbesserung eines Projekts 
und die tatsächliche Möglichkeit eines Unter-
nehmens, sich mit seinen spezifischen Res-
sourcen an einem Vorhaben zu beteiligen, das 
aus seiner Perspektive im Gemeinwesen Sinn 
macht, müssen zueinander passen, um hierzu-
lande ähnlich vielfältige Kooperationsbezie-
hungen zwischen Unternehmen und gemein-
nützigen Organisationen zu entwickeln, wie wir 
sie aus anderen europäischen Regionen (und 
nicht nur aus den USA) kennen. 

Das Engagement von Unternehmen im Ge-
meinwesen ist ressourcen- und problemlö-
sungsorientiert 

Von kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen wird nicht in erster Linie Geld gespen-
det, gestiftet oder gesponsert, sondern es wer-
den diejenigen Ressourcen eingesetzt (s.o.), 
die von den beteiligten Unternehmen schnell, 
einfach und für das Ziel eines Projekts mög-
lichst wirkungsvoll zur Verfügung gestellt wer-
den können: Sachmittel, Know-how, kostenlo-
se Unternehmensleistungen, die Öffnung der 
Unternehmenslogistik (Kopierer, Werkstätten, 
Fuhrpark, etc.), Kontakte zu Geschäftspart-
nern, Engagementeinsätze in und außerhalb 
der Arbeitszeit, u.v.m. Die meisten KMU, die 
sich engagieren, tun dies vor Ort und aus Inte-
resse an einem „funktionierenden Gemeinwe-
sen“. Viele wissen, dass sie ihr Umfeld mehr 
als bisher beachten müssen, weil Entwicklun-
gen außerhalb des Unternehmens und die 
„weichen“ Standortfaktoren für unternehmeri-
sches Handeln an Bedeutung gewinnen – sei 
es, dass qualifizierter, kreativer und motivierter 
Nachwuchs in der Region gesichert werden 
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muss, sei es, dass zufriedene Mitarbeiter, die 
in einem intakten Umfeld mit zufriedenstellen-
der Infrastruktur leben, letztlich auch leistungs-
bereiter sind, sei es dass Eigeninitiative und 
ein gedeihliches soziales Klima am Standort 
die Unternehmensentwicklung positiv beein-
flussen. Die größte Offenheit gegenüber einer 
Kooperation mit sozialen Organisationen be-
steht bei KMU dann, wenn gesellschaftliche 
Probleme und Bedarfe nicht in Geldeinheiten 
übersetzt werden, sondern ein Austausch über 
diese Probleme und Bedarfe, die Erkundung 
und gegenseitige Anerkennung unterschiedli-
cher Interessen und Sichtweisen, und - an den 
Schnittpunkten - die Suche nach Möglichkeiten 
im Mittelpunkt steht, unterschiedliche Ressour-
cen und Kompetenzen zur Erreichung von bei-
derseits favorisierten Lösungen zusammenzu-
führen, die dem Gemeinwesen und den Betei-
ligten nützen. 

Möglicher Kooperations-Nutzen auf Träger-
seite 

Ressourcen: 
Geld, Sachmittel, Logistik, Räume, Know-how, 
Zeit, Kontakte, Lobby 
Zugang zu Praktikums-, Ausbildungs- und Ar-
beitsmöglichkeiten für Adressat/innen 
 
Projekt: 
Umsetzung, Verbesserung, Absicherung 
direkter (materieller) Nutzen für Adressat/innen 
 
„Markt“: 
Erweiterung des Handlungsfeldes 
Erschließung neuer Zielgruppen 
konzeptionelle Innovation im Arbeitsfeld 
Zugänge zu kostengünstigen Beschaffungs- 
und Vertriebswegen 
Erhöhung der Flexibilität 
Entwicklung und/oder Vertrieb von 
kommerziellen Produkten 
 
Kommunikation: 
neue Kontakte bzw. Zugänge zu wichtigen 
Austauschpartnern 
Profilierung ggb. Öffentlichkeit / Politik / Ver-
waltung / Adressat/innen / potentiellen Mitar-
beiter/innen 
Platzierung bzw. Transport der jugend- bzw. 
sozialpolitischen Botschaft 
 
Organisation: 
zusätzliches Know-how 
Personalentwicklung 
Mitarbeiterbindung 
Erweiterung der Methodenkompetenz 
Professionalisierung der Organisation 

Region: 
Erweiterung der Problemlösungskompetenz 
zusätzliche Ressourcen für Jugend- und Sozi-
alarbeit 
Regionalentwicklung 
Investorenpflege 

aus: Damm/Lang 2001 

Das Engagement von Unternehmen 
im Gemeinwesen ist nutzenorien-
tiert 

Der Vorteil neuer sozialer Partnerschaften ist 
evident, wenn sie für alle Beteiligten einen er-
kennbaren Nutzen erzielen - für die Unterneh-
mensentwicklung, für die Lösung konkreter 
Probleme im Gemeinwesen, für die beteiligten 
Organisationen und für deren Adressat/innen 
(win-win-Situation): 
� Für Kinder und Jugendliche können durch 

das Engagement gerade von Unterneh-
men neue, zusätzliche Möglichkeiten sozi-
aler Integration, für Engagement und Ei-
geninitiative, neue Zugänge zu Bildung 
und Möglichkeiten des Experiments mit 
neuen gesellschaftlichen Bedingungen 
entstehen – Möglichkeiten, die die Jugend- 
und Sozialarbeit in ihren Projekten alleine 
nicht anbieten kann. 

� Soziale Organisationen können sich durch 
die Kooperation mit Unternehmen zusätz-
liche Ressourcen erschließen, erforderli-
ches Know-how für ihre Organisationsent-
wicklung aneignen, ihre Problemlösungs-
kompetenz erweitern, Fürsprecher für so-
ziale Anliegen im Gemeinwesen gewinnen 
und innovative Projekte erproben; 

� Unternehmen können mit einem gezielten 
Engagement Wirkungen im Bereich der 
Team- und Personalentwicklung erzielen, 
soziale Kompetenzen erwerben, ihre Un-
ternehmenskultur und das Image von Un-
ternehmen bzw. der Wirtschaft generell 
verbessern, gegenüber relevanten Ziel-
gruppen verantwortliches Handeln doku-
mentieren, Mitarbeiter/innen motivieren 
und binden, qualifizierten Nachwuchs in 
der Region kennen lernen, Einblicke in 
schnelllebige Märkte erhalten und durch 
eine „Investition“ ins Gemeinwesen Ein-
fluss auf die Entwicklung „weicher“ Stand-
ortfaktoren nehmen; 

� im Gemeinwesen entsteht durch Engage-
ment und den Kontakt einander bislang 
„fremder Welten“ die Chance, neue Wege 
im Zusammenspiel von Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft zu erproben, zusätzliche 
Kompetenzen und Kapazitäten für die Ent-
wicklung der Region zu mobilisieren und 
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und neue Zugänge und Möglichkeiten ge-
sellschaftlicher Teilhabe zu erschließen. 

 

 

 
Beabsichtigte Wirkungen von Kooperationsprojekten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

aus: Damm/Lang 2001 
 

Unternehmen, die ihre über die eigentliche 
Geschäftstätigkeit im engeren Sinne hinaus-
gehenden gesellschaftsbezogenen Aktivitäten 
bündeln, strategisch auf ein übergeordnetes 
Unternehmensziel ausrichten und in der Un-
ternehmenspolitik verankern, sehen sich - statt 
wie bisher in der Rolle eines Wohltäters - eher 
in der Rolle des „Bürgers“ (Corporate Citizen), 
der mit anderen Akteuren vor Ort kooperiert, 
um eine in seinem Sinne wünschenswerte 
Entwicklung des Gemeinwesens zu unterstüt-
zen. Darin besteht die neue Qualität von Cor-
porate Citizenship gegenüber dem traditionel-
len, karitativ ausgerichteten Engagement von 
Unternehmen im Gemeinwesen. 

Dies gilt auch für KMU – (noch) nicht im Sin-
ne von „Strategie“ und „Bündelung“, aber auch 
KMU gehen tendenziell dazu über, ihr gesell-
schaftliches Engagement nutzenorientierter 
auszurichten. KMU erwarten von ihrem Enga-
gement im Gemeinwesen zunehmend eine 
gewisse Wirkung, und zwar in zweierlei Hin-
sicht: zum einen wird ein spezifischer Nutzen 
für das Unternehmen erwartet, zum anderen 
wird mit dem Engagement eine gewisse Wir-
kung im Hinblick auf die Erweiterung der Funk-
tions- bzw. Problemlösungsfähigkeit des Ge-

meinwesens verbunden, und zwar in den Be-
reichen, die für den erwarteten Nutzen des Un-
ternehmens relevant sind. 

Das Engagement von Unternehmen 
im Gemeinwesen ist ein Wettbe-
werbsfaktor 

Auf den Finanzmärkten scheint die soziale 
Performance von Unternehmen zunehmende 
Beachtung zu finden. Ein Engagement im Ge-
meinwesen und dessen Verankerung als es-
sentieller Bestandteil unternehmerischen Han-
delns in einer Corporate-Citizenship-Strategie 
ist für eine wachsende Zahl von Anleger/innen 
offenbar ein Indikator (neben anderen) dafür, 
dass ein Unternehmen die Erfordernisse der 
sich rasant verändernden globalen wie lokalen 
Rahmenbedingungen für nachhaltig erfolgrei-
ches ökonomisches Handeln und dessen zu-
nehmende Abhängigkeit von den Interessen 
unterschiedlicher „Stakeholder“ erkannt hat 
und auf allen Handlungsebenen betriebswirt-
schaftlich vorausschauend gehandelt wird1. 
                                                      
1 Als Anzeichen, dass dies in der Wirtschaft durchaus 
ernstgenommen wird, ist z.B. zu werten, dass immer mehr 
Unternehmen der Dokumentation ihrer sozialen Verant-

interne Wirkungen 
 

o Unternehmenskultur 
o Mitarbeiterzufriedenheit 
o Mitarbeiterbindung 
o Personalentwicklung 
o Teamentwicklung 
o Kompetenzentwicklung 
o ..... 
 

externe Wirkungen 
 

o intaktes Umfeld 
o Zugänge zu Kunden, Ge-

schäftspartnern, Politik, Ver-
waltung, Gesellschaft 

o Einblick in Märkte 
o frühzeitiger Kontakt zu ge-

sellschaftlichen, kulturellen, 
politischen Entwicklungen 

o Image, Legitimation 
o gute Bewertung durch Anle-

ger 
o ..... 

Nutzen für die Unternehmensentwicklung 

Kooperationsprojekt
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Corporate Citizenship ist Ausdruck einer Of-
fenheit des Unternehmens gegenüber relevan-
ten Entwicklungen in seinem Umfeld, auf die 
im Wettbewerb mit anderen Unternehmen im-
mer schneller reagiert werden muss, sowie 
überprüfbarer Ausweis dafür, dass das Unter-
nehmen über ein Sensorium für solche Ent-
wicklungen verfügt. 

Von der Öffentlichkeit noch kaum wahrge-
nommen wurde in diesem Zusammenhang ei-
ne Entscheidung des Gesetzgebers, nach der 
zukünftig auch in Deutschland mit einer ähnli-
chen Entwicklung wie in anderen europäischen 
Ländern und den USA zu rechnen ist, in denen 
Renten- und Pensionskassen den Trend zur 
Verankerung sozialer Verantwortung in der Un-
ternehmenspolitik vorantreiben bzw. verstär-
ken, weil sie (neben bspw. kirchlichen Anle-
gern) schwergewichtige Investoren in ethisch, 
sozial und ökologisch gut bewertete Unter-
nehmen sind: In dem im Rahmen der Renten-
reform verabschiedeten Gesetz über die priva-
te Altersvorsorge ist verankert, dass ein Versi-
cherungsanbieter regelmäßig „darüber schrift-
lich informieren (muss), ob und wie er ethi-
sche, soziale und ökologische Belange bei der 
Verwendung der eingezahlten Beträge berück-
sichtigt“2. 

Dieser Aspekt von Corporate Citizenship ist 
für große Unternehmen sicher von größerer 
Bedeutung. Aber auch mittelständische Unter-
nehmen sind davon betroffen – sei es, dass sie 
ebenfalls an der Börse notiert sind, sei es, 
dass sie als Zulieferer größerer Unternehmen 
indirekt von deren Rechenschaftslegung be-
troffen sind, sei es, dass sie sich im Wettbe-
werb einem (zukünftigen) Standard nicht ver-
schließen können. 

 
� 54% der deutschen KMU engagieren sich 

extern sozial (0-9: 53%, 10-49: 62%, 50-
249: 74%) 

� Engagementfelder: Sport (43%), Gesund-
heit und Soziales (30),  Kultur (28%), Bil-
dung & Ausbildung (23%), Umwelt (15%), 
Politik (13%), Benachteiligte (9%), Sonsti-
ges (17%) 

                                                                             
wortung im Rahmen der Geschäftsberichterstattung gro-
ßen Raum geben (siehe den Überblick über Nachhaltig-
keits- oder Corporate Citizenship-Berichte deutscher Un-
ternehmen auf www.upj-online.de). Um diese Entwicklung 
zu unterstützen, hat das europäische Unternehmensnetz-
werk „Corporate Social Responsibility Europe“ gemeinsam 
mit der EU-Kommission Empfehlungen für eine standardi-
sierte - und damit überprüfbare und vergleichbare - Ge-
schäftsberichterstattung über nachhaltiges, sozial verant-
wortliches unternehmerisches Handeln vorgelegt (diese 
Empfehlungen sind über die UPJ-Bundesinitiative auch auf 
deutsch zu beziehen) - vgl. CSR Europe 2000/2001 
2 vgl. www.ethisches-investment.de 

� Die meisten KMU fokussieren ihr Enga-
gement auf die lokale Ebene 

� Motive: Ethische: 58%; Beziehung zum 
Gemeinwesen: 29%;  Kundenbindung 
27%; Beziehungen zu Geschäftspartnern 
24%; Mitarbeiterzufriedenheit 14%, Ge-
schäftserfolg: 14%, Ethik-Kodex: 5%; 
Druck von Außen: 2% 

� Gelegentlich ohne strategische Motive: 
31%; Gelegentlich mit strat. Motiven: 17%; 
Regelmäßig ohne: 27%; Regelmäßig mit: 
24% 

� Nutzen des Engagements: Beziehungen 
zum Gemeinwesen 25%, Kundenbindung 
43%, Beziehungen zu Geschäftspartnern: 
25%; Mitarbeiterzufriedenheit 24%, Ge-
schäfterfolg 20%; Kein Nutzen 26%  

� Quelle: Observatory of European SMEs 2002, No. 4 

Die Verbreitung unternehmerischen 
Engagements im Gemeinwesen er-
fordert eine aktive Rolle von Politik 
und Verwaltung 

Um diesen Trend aufnehmen und das Enga-
gement von Unternehmen verstärken und in 
regionale, Träger- oder handlungsfeldbezoge-
ne Entwicklungsstrategien einbinden zu kön-
nen, ist es erforderlich, dass Politik und Ver-
waltung hierbei eine aktive Rolle spielen und 
förderliche Rahmenbedingungen dafür schaf-
fen. Relevante Unternehmenskooperationen 
entstehen nicht von alleine. Besonders in der 
derzeit noch relativ offenen Situation, in der 
solche Beziehungen angesichts des hierzulan-
de tradierten Verhältnisses zwischen Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft keineswegs 
selbstverständlich sind, bedarf es dafür aktiver 
Anstöße von außen. 

Vielerorts wird die Kooperation mit Unter-
nehmen allerdings (noch) mit „Sozialsponso-
ring“ gleichgesetzt und ausschließlich auf eine 
finanzielle Unterstützung von solchen Projek-
ten begrenzt, die aus Sicht der öffentlichen 
Verwaltung wünschenswert, mit öffentlichen 
Mitteln allein aber nicht zu finanzieren sind. 
Darüber hinausgehende Dimensionen des En-
gagements von Unternehmen im Gemeinwe-
sen oder Möglichkeiten, dieses Engagement 
mit den vorhandenen Strukturen und Institutio-
nen zur Förderung des bürgerschaftlichen En-
gagements oder der Selbsthilfe zu verbinden, 
werden oft (noch) nicht gesehen oder als rele-
vant eingeschätzt (vgl. z.B. Braun/Abt/Bischoff 
2000). Mit Blick auf aktuelle Zielvorgaben z.B. 
für die Jugendhilfe - wie bspw. Gemeinwesen-
orientierung, Stärkung regionaler Kooperation, 
Aktivierung und Beteiligung der Adres-
sat/innen, Vernetzung von Angeboten und Ein-
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richtungen, Gewinnung neuer Partner – kann 
eine aktive Rolle bei der Initiierung von Koope-
rationsbeziehungen zwischen Unternehmen 
und freien Trägern jedoch durchaus als Teil 
der originären Aufgaben der öffentlichen Ver-
waltung betrachtet werden. Die Verwaltung hat 
in besonderer Weise die Möglichkeit, politische 
Willensbildung herbeizuführen und Entschei-
dungen umzusetzen, Mandatsträger und Ver-
waltungsspitzen einzubinden, Kooperations-
partner zu vermitteln, die Akteure vor Ort zu 
unterstützen, deren Aktivitäten zu koordinieren 
und zu kommunizieren, Kooperationsprojekte 
mit kommunalen Planungen und fachlichen 
Entwicklungen zu verbinden und vor allem die 
für die Initiierung und Verselbstständigung von 
Kooperationsbeziehungen in einer Region 
notwendigen (formalen) Rahmenbedingungen 
und Ressourcen bereitzustellen. Den Unter-
nehmen kann mit einer aktiven Rolle der Ver-
waltung überdies signalisiert werden, dass ihre 
Beteiligung gewünscht wird, soziale Kooperati-
on (politische) Bedeutung hat und nicht Einzel-
interessen, sondern Belange des Gemeinwe-
sens im Mittelpunkt stehen. 

Drei Voraussetzungen müssen aber in jedem 
Fall gegeben sein: Zum einen muss eine expli-
zite Entscheidung für die aktive Beschäftigung 
mit dem Thema getroffen und politisch abgesi-
chert werden. Zum anderen braucht es ein/e 
Protagonist/in des Prozesses innerhalb der 
Verwaltung - eine möglichst beharrliche und 
durchsetzungsfähige Person, die in der An-
fangsphase die Initiative ergreifen und die – 
drittens - die erforderlichen Rahmenbedingun-
gen klären muss: 

 
� Zuständigkeiten und Entscheidungskom-

petenzen müssen geklärt werden. 
� Ein/e verlässliche Ansprechpartner/in 

muss für das Thema zur Verfügung ste-
hen. 

� Die zuständige Person bzw. Abteilung 
braucht ein gewisses Zeitbudget, einen 
Arbeitsauftrag und Finanzmittel. 

� Ein Konzept muss entwickelt und mög-
lichst systematisch umgesetzt werden. 

� Für diese Umsetzung müssen Qualifizie-
rungsmöglichkeiten und Arbeitshilfen zur 
Verfügung stehen. 

� Für die Strategie, die Arbeitsschritte und 
das damit verbundene Selbstverständnis 
der Verwaltung muss es (politische) Rü-
ckendeckung geben. 

Was können Politik und Verwaltung 
auf regionaler Ebene tun? 8 Beispie-
le 

Es gibt noch nicht sehr weit verbreitete Er-
fahrungen mit der Einbindung von Unterneh-
men in die Jugend- und Sozialarbeit. Der 
Sport- und Kulturbereich eigenen sich aus ver-
schiedensten Gründen nicht als Vorbilder. A-
ber uns sind einige praktische Beispiele be-
kannt geworden, mit denen öffentliche Verwal-
tungen auf kommunaler und Landesebene 
und/oder von ihnen unterstützte Organisatio-
nen Unternehmen für ein (verstärktes) Enga-
gement im Jugend- und Sozialbereich gewin-
nen. Die Beispiele 1-4 sind eher geeignet, um 
regionale Kooperationsprozesse anzuregen, 
die Beispiele 5-8 sind konkrete Programme, 
die einzelnen Unternehmen angeboten wer-
den, und die über ihre erfolgreiche Umsetzung 
Nachahmer und weitere Kooperationsbezie-
hungen nach sich ziehen können. 

1. Regionales Fundraising bei Unternehmen 

Die Gewinnung von Kooperationspartnern ist 
eine Fundraising-Aufgabe – für die einzelnen 
Organisationen ebenso, wie für eine Verwal-
tung, die selbst aktiv werden und neue Partner 
für die Jugend- und Sozialarbeit gewinnen o-
der das bürgerschaftliche Engagement im 
Gemeinwesen insgesamt steigern will3. Wird 
eine Entscheidung für einen solchen, eher res-
sourcenorientierten Ansatz getroffen, wird 
ein/e Mitarbeiter/in mit Fundraising für die Ju-
gend- und Sozialarbeit v.a. bei Unternehmen 
betraut und dafür die entsprechenden perso-
nellen und organisatorischen Rahmenbedin-
gungen geschaffen. Die eingeworbenen Res-
sourcen fließen direkt in konkrete Projekte der 
öffentlichen und freien Jugend- und Sozialar-
beit, für die Fundraising betrieben wird. Even-
tuelle Gegenleistungen für Unternehmen im 
Rahmen von Sponsoringprojekten werden von 
Einrichtungen und freien Trägern gemeinsam 
mit der Verwaltung entwickelt und umgesetzt; 
für Akquisition und Beziehungspflege ist je-
doch die Verwaltung allein zuständig4. 

2. Regionale/kommunale UPJ-Foren 

Foren sind geeignet, um die UPJ-Idee vor 
Ort bekannt zu machen und Kooperationspro-
jekte anzuregen. Organisiert werden Foren in 

                                                      
3 Grundlegendes zum Fundraising siehe Haibach 1998, 
Fundraisingakademie 2001 
4 praktisches Beispiel: Jugendamt Treptow-Köpenick (Ber-
lin) – alle Beispiele siehe Damm/Lang 2001; Kontakt über 
UPJ 
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der Regel von öffentlichen Verwaltungen oder 
dafür öffentlich geförderten Organisationen5, 
und am besten gemeinsam mit einem bekann-
ten Unternehmen mit Reputation aus der Re-
gion, das sich in der Vergangenheit um das 
Gemeinwesen bemüht hat. Ziel ist es, Unter-
nehmen über Beteiligungsmöglichkeiten und 
praktische Erfahrungen sowie über Organisati-
onen und konkrete Unterstützungsmöglichkei-
ten vor Ort zu informieren, Möglichkeiten direk-
ter Begegnung und Kontaktaufnahme von Un-
ternehmen und Jugendlichen bzw. Organisati-
onen der Jugend- und Sozialarbeit zu schaffen 
(Projektmesse), und möglichst konkrete Ko-
operationsprojekte anzuregen6. 

3. Aufbau einer Kooperationsstruktur 

Die Kooperation von Unternehmen und Ge-
meinweseninitiativen braucht Kristallisations-
punkte, an denen (partiell) gemeinsame Inte-
ressen zusammen fließen und in Handlung 
umgesetzt werden können. Hier könnte eine 
Aufgabe der öffentlichen Verwaltung z.B. darin 
bestehen, Anreize zu setzen und sich aktiv am 
Aufbau und an der (Anschub)Förderung eines 
Gremiums/eines Netzwerkes/einer Organisati-
on zu beteiligen, die ihrerseits Akteure und Po-
tenziale in einer Region bündeln und gemein-
sam wirksam werden lassen können. Beispiele 
sind etwa die Anschubförderung oder Einrich-
tung eines Fördervereins, einer Bürgerstiftung, 
eines Spendenparlaments, die Initiierung the-
menbezogener Kampagnen. Mit der Unterstüt-
zung solcher „Instrumente“ kann demonstriert 
werden, dass hier langfristig auf die Eigen-
ständigkeit regionaler Akteure gesetzt wird 
(und sich „der Staat“ nach erfolgreicher Imple-
mentierung wieder zurücknehmen wird). Und 
sie sind geeignet, vor Ort Beteiligungen der re-
gionalen Wirtschaft und Kooperationsprojekte 
zur Unterstützung bestimmter Handlungsfelder 
oder Zielgruppen zu generieren, die nachhalti-
ge Impulse für die Entwicklung von neuen 
Partnerschaften setzen können7. 

4. Entwicklung des Umfeldes 

Die Kooperation von Unternehmen und Or-
ganisationen der Jugend- und Sozialarbeit 
braucht geeignete Qualifikationen und eine 

                                                      
5 vgl. z.B. UPJ-Netzwerkpartner Bund der Deutschen Ka-
tholischen Jugend (BDKJ) im Bistum Mainz 2000 
6 praktisches Beispiel: UPJ-Forum des UPJ-Büros beim 
Amt für Soziale Arbeit der Stadt Wiesbaden und Arthur D. 
Little, aus dem 15 Kooperationsprojekte entstanden sind 
7 praktisches Beispiel: (Modell)Projektförderungen in 
Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Thü-
ringen 

gewisse „Aufnahmebereitschaft“ im Umfeld, 
um sich entwickeln zu können. Hier hat die öf-
fentliche Verwaltung eine Fülle von Möglichkei-
ten, in ihrem originären Wirkungsbereich nach 
innen und nach außen geeignete Aktivitäten zu 
entfalten: Problembewusstsein innerhalb der 
Verwaltung und im politischen Raum schaffen, 
„Bündnispartner“ gewinnen, Zusammenar-
beit/Vernetzung mit anderen Ressorts und In-
stitutionen organisieren, als Ansprechpartner/in 
zum Thema zur Verfügung stehen, Beratun-
gen/Fortbildungsveranstaltungen für geeignete 
Akteure vor Ort organisieren/unterstützen, Er-
fahrungsaustausch in Arbeitsgemeinschaf-
ten/Netzwerken anregen, Recher-
chen/Expertisen zum Thema (z.B. best practi-
ce-Modelle aus der Region) in Auftrag geben 
und öffentlichkeitswirksam präsentieren, öffent-
liche Anerkennung für engagierte Unterneh-
men organisieren, öffentliche Veranstaltungen 
zum Thema durchführen, in die Unternehmen 
z.B. als Referenten oder zur Präsentation ihres 
Engagements eingebunden werden, Anlässe 
für die gegenseitige Kontaktaufnahme schaf-
fen, etc. Ziel ist die Verbreitung eigenständiger 
Initiativen und die Qualifizierung von Konzep-
ten, wofür die die Verwaltung „nur“ einen ge-
eigneten Rahmen schafft8. 

5. Engagement-Einsätze 

Einen „niedrigschwelligen“ Einstieg die Un-
ternehmenskooperation bieten Einsätze in so-
zialen Organisationen, die Unternehmen für ih-
re Belegschaft angeboten werden - z.B. als öf-
fentlichkeitswirksamer Event, der in den angel-
sächsischen Ländern als „Day of Caring“ viel-
fach erprobt ist. Dabei renoviert z.B. die ganze 
Belegschaft eines Unternehmens an einem 
Tag (als eine andere Form des Betriebsaus-
flugs, der Personal- oder Teamentwicklung) 
die marode Außenanlage eines Kindergartens, 
wozu weder der Träger des Kindergartens, 
noch die Eltern oder die Kommune in absehba-
rer Zeit in der Lage wären. Das Unternehmen 
könnte diese Aktion und das anschließende 
Würstchengrillen gemeinsam mit Erzieherin-
nen, Kindern, dem Bürgermeister und Journa-
list/innen der regionalen Presse außer mit dem 
zeitlichen Einsatz seiner Angestellten auch mit 
den erforderlichen Sachmitteln unterstützen 
oder Kontakte zu Geschäftspartnern herstel-
len, die dies übernehmen. Solche Aktionen 
sind relativ einfach zu organisieren, für kleine, 
mittlere und für große Unternehmen geeignet, 
öffentlichkeitswirksam, unmittelbar nutzenbrin-

                                                      
8 praktisches Beispiel: Koordinationsstelle beim Regieren-
den Bürgermeister in Bremen 
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gend und sinnstiftend für alle Beteiligten - und 
sie können regelmäßig und systematisch mit 
möglichst vielen Unternehmen in der Region 
angeboten werden. Denkbar ist, dass ein sol-
ches Programm z.B. von einem Jugendver-
band organisiert wird und sich die öffentlichen 
Verwaltungen bei den ersten Einsätzen als 
Vorbild betätigt. 

6. Einsätze in anderen Lebenswelten 

Anspruchsvoller und komplexer sind Pro-
gramme, in denen Mitarbeiter/innen von Un-
ternehmen vornehmlich alleine und für mehre-
re Tage in ihrer Arbeitszeit die „Seite“ wech-
seln und in sozialen Organisationen mitarbei-
ten, was ihnen einen Einblick in die Lebenswelt 
z.B. von benachteiligten Jugendlichen, Behin-
derten, Wohnungslosen oder Straffälligen so-
wie in die Arbeit der Organisation ermöglicht. 
Das Unternehmen profitiert dabei indirekt 
durch die persönlichen Erfahrungen, die die 
Mitarbeiter/innen in dieser Zeit machen, durch 
die Motivation und den möglichen Zuwachs an 
sozialer Kompetenz, die daraus resultieren 
können. Solche Programme sind jedoch an 
Voraussetzungen gebunden, die nicht einfach 
überall geschaffen werden können. Deren Um-
setzung wird i.d.R. von speziellen Agenturen 
übernommen. Gleichwohl stehen mittlerweile 
Erfahrungen (und zum Teil auch die Agenturen 
selbst) zur Verfügung, mit Hilfe derer ein - u.U. 
abgewandelter - Einstieg in die Unterneh-
menskooperation in einer Region denkbar ist9. 

7. Beteiligungs-Fonds 

Beteiligungs-Fonds sind „niedrigschwellige“ 
Angebote an Unternehmen, sich auf ganz kon-
krete und überschaubare Weise im Jugend- 
und Sozialbereich vorrangig mit finanziellen 
(üblich auch zeitlichen und sachlichen) Res-
sourcen zu engagieren. Beispiele sind – neben 
den immer zahlreicheren Bürgerstiftungen – 
� das „Kinderfonds Stiftungszentrum“ in 

München, das als Gemeinschaftsstiftung 
organisiert ist und mittlerweile etwa 40 
kleinere eigenständige Stiftungen von 
KMU unter seinem Dach vereinigt, die bis-

                                                      
9 praktische Beispiele (neben dem bekannten Projekt „Sei-
tenwechsel): UPJ-Partner Agentur Mehrwert in Baden-
Württemberg, die solche Einsätze seit einigen Jahren un-
ter dem Titel „Soziales Lernen“ für Auszubildende von 
KMU und jetzt unter dem Titel „Blickwechsel“ auch für Füh-
rungskräfte organisieren, oder das Projekt „Switch – die 
andere Seite“ des UPJ-Partners Sozialreferat der Stadt 
München und Siemens, das derzeit an viele Siemens-
Standorte übertragen wird 

her mit über 2,5 Millionen DM Projekte un-
terstützt haben.  

� der Kölner Förderfonds für Jugendkultur-
arbeit „KölnKids“, dessen Mitglieder (9 
KMU und einige Freiberufler/innen) mit 
Mitgliedsbeiträgen und Kontakten zu ande-
ren Unternehmen bislang ca. 300.000 
Mark sowie in erheblichem Umfang nicht-
monetäre Leistungen in Form von Logistik, 
Zeit, Öffentlichkeitsarbeit, kostenlosen Un-
ternehmensleistungen für Kooperations-
projekte zwischen Unternehmen, ausge-
suchten kulturpädagogischen Einrichtun-
gen und den Medien mobilisiert hat. 

� der Verein „Sozialsponsoring Aachen“, 
dessen Mitglieder (mehrere soziale Orga-
nisationen aus der Region) ein gemeinsa-
mes Logo an die kommunale Wirtschaft 
vermarkten, das auf die Unterstützung für 
die Soziale Arbeit in der Region bzw. der 
Organisationen aufmerksam macht. Un-
ternehmen können mit einem bestimmten 
Betrag das Recht zur Nutzung dieses Lo-
gos erwerben. Die so erwirtschafteten Mit-
tel werden an die beteiligten Organisatio-
nen verteilt und in die Vermarktung des 
Logos und die Weiterentwicklung des ge-
meinsamen Vereins investiert10. 

8. Runde Tische 

Ein praktisches Beispiel aus den Niederlan-
den sind die vier Runden Tische, die in Arn-
heim als „Arnheimer Herausforderung“ an die 
Zusammenarbeit zwischen Unternehmen, frei-
en und öffentlichen Trägern aufgebaut wurden, 
um die Lebensumstände in den vier Teilen der 
Stadt zu verbessern: Die Kommune hat ein 
Nachbarschaftsheim damit beauftragt, diese 
Runden Tische zu organisieren und zu betreu-
en. Jede Runde besteht aus vier älteren, erfah-
renen Unternehmer/innen und vier jungen Mit-
arbeiter/innen von anderen Unternehmen, die 
mit dem ökonomischen Leben in Arnheim noch 
nicht so vertraut sind und noch wenig eigene 
Kontakte haben. Diese Runden Tische neh-
men (zuvor durch das Nachbarschaftsheim 
nach festgelegten Kriterien geprüfte) Projekt-
Vorschläge sozialer Organisationen aus ihrem 
jeweiligen Stadtgebiet entgegen, die zu einem 
besseren sozialen Klima im Stadtviertel beitra-
gen. Diese Vorschläge werden zunächst in der 
zuständigen Runde besprochen und nach et-
waiger Annahme stellt zunächst eine/r der vier 

                                                      
10 Nachahmer gibt es mittlerweile im Saarland, Jena, 
Pforzheim, und als Ergebnis eines vom Land geförderten 
2jährigen Modellprojekts auch in fünf weiteren Kommunen 
in NRW 



 

 
 

26

„alten Hasen“ einen Kontakt zu einem im 
Stadtviertel aktiven Unternehmen her. An-
schließend stellt eine/r der „jungen Hunde“ dort 
das Projekt vor und bittet das Unternehmen 
um die erforderliche Unterstützung (dieses Un-
ternehmen wird dadurch zu einer Mitwirkung 
an der Verbesserung der Lebensumstände in 
seiner näheren Umgebung „herausgefordert“). 
Unterstützt wird die Arbeit durch zwei Gremien, 
in denen auch wichtige Vertreter/innen der 
kommunalen Politik und Verwaltung mitarbei-
ten. Die Runden Tische treffen sich 4 mal im 
Jahr für einen halben bis einen Tag in der Ar-
beitszeit. Durchgeführt werden sind 20 Projek-
te p.a. pro Runde. 

Förderung des Engagements von 
Unternehmen im Gemeinwesen 

Schließlich ist auch die direkte Förderung 
von mit dem Thema vertrauten Organisationen 
für die Umsetzung eines dieser (oder eines 
ganz anderen Konzepts) ein Weg, um freie 
und öffentliche Träger und die Unternehmen in 
der Region über Unternehmenskooperation zu 
informieren, sie zu qualifizieren und zu bera-
ten/zu begleiten. Wenn Unternehmen für bür-
gerschaftliches Engagement im Gemeinwesen 
gewonnen werden sollen, muss das Thema 
vor Ort auf die Tagesordnung und anhand 
praktischer Beispiele gezeigt werden, dass und 
wie ein solches Engagement Sinn macht und 
Wirkungen zeigt. Dafür braucht es loka-
le/regionale Protagonisten, die 

 
� die beteiligten Akteure an einen Tisch 

bringen, 

� die beiderseitigen Berührungsängste ab-
bauen, 

� Informationen zum Thema zur Verfügung 
stellen, 

� Partner vermitteln, 
� Repräsentant/innen aus lokaler Politik, 

Wirtschaft und Öffentlichkeit einbinden, 
� Kooperationsprojekte mit kommunalen 

Planungen und vorhandenen Strukturen 
verbinden, 

� etc. 
 
Allerdings ist das bürgerschaftliche Engage-

ment von Unternehmen nicht zu haben ohne 
eine gewisse Öffnung gegenüber den „fach-
fremden“ Sichtweisen und Interessen der 
beteiligten Unternehmen. Das ist zwar mit 
einem Verlust an Definitionsmacht über „das 
Soziale“ auf seiten sozialer Organisationen, 
Politik und Verwaltung, und für die 
Unternehmen mit einem Zugewinn an 
Mitgestaltungsmöglichkeiten in 
gesellschaftlichen Bereichen verbunden, die 
für sie als Rahmenbedingungen relevant sind, 
für die sie aber bislang nicht „zuständig“ wa-
ren. Zugleich bietet sich dabei jedoch die 
Chance, gerade durch die Auseinandersetzung 
mit diesen anderen Sicht- und Herangehens-
weisen traditionelle Denkbarrieren, erstarrte 
Handlungsmuster und bürokratische Grenzen 
zu überwinden und jenseits davon nach neuen 
Wegen im Gemeinwesen zu suchen, wie in ei-
ner neuen gesellschaftlichen Situation neue, 
zusätzliche Möglichkeiten gesellschaftlicher 
Teilhabe und sozialer Integration erschlossen 
werden können. 
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Karin Osterseelte (KölnKids e.V.) 

KölnKids e.V. Kölner Förder-
fonds für Jugendkulturarbeit  

Das Bindeglied zwischen Einrich-
tungen der Jugend- und Jugendkul-
turarbeit, der Wirtschaft und den 
Medien 

 

EINLEITUNG 
Ich bin heute auf Einladung der Lawaetz-

Stiftung hier als Vertreterin des Vereins Köln-
Kids e.V., dessen Geschäfte ich ehrenamtlich 
führe. An dieser Stelle herzlichen Dank an die 
Lawaetz-Stiftung und Peer Gillner für die Mög-
lichkeit, Ihnen KölnKids e.V. vorstellen zu kön-
nen. Andererseits hoffe ich, etwas Einblick in 
die praktische Umsetzung von Projekten ge-
ben zu können, an denen so unterschiedlich 
Branchen wie die Wirtschaft und soziale Ein-
richtungen beteiligt sind. 

Der Verein KÖLNKIDS e.V. 

KölnKids e.V. ist der erste und bis heute ein-
zige Verein, der Partnerschaften zwischen der 
Wirtschaft, kulturellen Einrichtungen und den 
Medien fördert und unterstützt. Die SK Stiftung 
Kultur der Stadtsparkasse Köln hatte auf Initia-
tive einiger innovativ denkender kulturpädago-
gischer Einrichtungen einige Unternehmen und 
kulturpädagogischen Einrichtungen eingeladen 
— erstmals ein Zusammentreffen in einem sol-
chen Kontext. Ein Jahr später, am 17.03.1996, 
wurde schließlich KölnKids - als Verein - ge-
gründet. Zielsetzung: Bindeglied zu sein zwi-
schen kulturpädagogischen Einrichtungen, der 
Wirtschaft und den Medien. KölnKids e.V. hat 
derzeit 21 Mitglieder, davon 5 Unternehmen. 
Die Mitglieder sind Unternehmen, Unterneh-
mer, Freiberufler, Private. Alle messen kultur-
pädagogischen Einrichtungen große Bedeu-
tung insbesondere bei der Förderung von Kre-
ativität und Selbstbewusstsein des Nachwuch-
ses bei. Aber nicht nur dabei: 

Für die Förderung von Jugendkulturarbeit 
und die Zusammenarbeit in entsprechenden 
Projekten haben wir einige Nutzenaspekte 
ausgemacht, die für Unternehmen relevant 
sind: 

 

� sie setzen ein neues PR-Instrument ein 
und profitieren vom positiven Image sol-
chen Handelns 

� sie nutzen das fachliche Know-How, das in 
kulturpädagogischen Einrichtungen vor-
handen ist für die eigene innerbetriebliche 
Weiterbildung 

� mit dieser Art Kultursponsoring, das näm-
lich an der Basis ansetzt, schaffen sie Ak-
zeptanz bei den Mitarbeitern bis hin zum 
Stolz auf das Unternehmen; das erhöht die 
Motivation der Mitarbeiter und erhält gutes 
Fachpersonal 

� sie können Zulieferfirmen und Geschäfts-
beziehungen einbeziehen und auf diese 
Weise die Kundenbindung erhöhen 

� sie stellen einen Kontakt zur Zielgruppe 
,,Jugendliche“ her, und haben auf diese 
Weise ein ,,Ohr am Zeitgeist“ 

� sie erreichen mit den Jugendlichen eine 
Zielgruppe, zu der sie sonst keinen Zu-
gang hätten, und sparen teure ,,Trend-
Scouts“ (Jugendliche sind wichtige Multi-
plikatoren und Meinungsbildner) 

� betriebsfremde Begegnungen fördern in-
novative Ideen und geben Anregungen 

� sie können ihr Engagement steuerlich gel-
tend machen 

 
KölnKids e.V. arbeitet ,,zweigleisig“. Durch 

die Mitgliedschaft im Verein fördert KölnKids 
e.V. den Grundgedanken der kulturelle Bildung 
bei Kindern und Jugendlichen. Die Mitglieds-
beiträge fließen in einen Topf, der einmal im 
Jahr auf ausgewählte und von einer unabhän-
gigen Jury geprüfte Projekte verteilt wird. Die 
Jury besteht aus drei Personen (einer Wirt-
schaftsprüferin, einem stadtbekannten Musiker 
und stellv. Geschäftsführer von ,,Zartbitter 
e.V.“ und einem bundesweit bekannten Redak-
teur). KölnKids e.V. hilft aber auch bei der 
Vermittlung bilateraler Beziehungen. 

Zu den immanenten - und auf diesem Gebiet 
sicherlich neuen - Aufgaben von KölnKids e.V. 
gehört die Prüfung der kulturpädagogischen 
Institutionen und derer Projekte anhand von in 
der Wirtschaft üblichen Kriterien (s. KölnKids-
Faltblatt). Das garantiert der Wirtschaft die 
zweckgebundene und ökonomisch sinnvolle 
Verwendung ihrer Gelder. Den mit positivem 
Ergebnis geprüften Institutionen bzw. Projek-
ten wird das KölnKids-Gütesiegel verliehen. 
KölnKids e.V. betreibt ,,Kultursponsoring an 
der Basis“. Der Verein arbeitet lokal und ist 
daher interessant für Unternehmen, die ihre 
Standortverbundenheit durch die Förderung 
lokaler Einrichtungen zeigen möchten
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Projekte

Geschäfts-
Führung

Vorstand
1 Vorsitzender

2 stv. Vositzende
bis zu 4 Beisitzer

Jury
unabhängig

Mitgliederversammlung

Fonds

Spenden

bestellt

Weiterleitung

Wahl für 
3 Jahre

Mitgliedsbeiträge

Entscheidung über
zu fördernde Projekte

Förderung

Antrag auf Förderung

Empfehlung über
zu fördernde Projekte

Einberufung

 
 

INTERESSANTE PROJEKTE 
Alle durch KölnKids unterstützte Projekte 
sind ,,PPP-Projekte“, d.h. sie sind Public-
Private-Partnerships. 

KINDERKULTURSOMMER 

Das bekannteste und erfolgreichste, 
weil es unserer Hilfe immer weniger be-
darf, ist der KinderKulturSommer, der seit 
1997 in den ersten zwei Wochen der 
Sommerferien stattfindet und eine bunte 
Palette kreativer Workshops für Kinder 
zwischen 6 und 14 Jahre anbietet. Für 
den KinderKulturSommer arbeiten 3 Ein-
richtungen als Veranstaltergemeinschaft 
zusammen: das TPZ, die Jugendkunst-
schule Köln und die Kölner Spiele-
werkstatt. (Im letzten Jahr kamen insge-
samt 350 Kinder in den Genuss der 
Workshops.) 

Sozial benachteiligte Kinder können zu 
ermäßigten Sätzen teilnehmen. Dies wird 
ermöglicht durch die Unterstützung im-
mer unterschiedlicher Töpfe (Wir-helfen-
Aktion des KStA, Aktion ,,Lichtblicke“ von 
Radio NRW, Brainpool TV, Ziegler-Film, 
etc.). Hierzu mehr auf unserer homepage 
www.koelnkids.de. 

 

 

,,STRAßEN-KINDER-PROJEKT“ / KIN-
DERTHEATER ,,BLUMENBERG“ 

Das ,,Kindertheater Blumenberg“, ein 
Projekt des Kindernöte e.V. — Förder-
kreis der Familienberatung Chorweiler 
(Stadt Köln): Blumenberg ist ein neu aus 
dem Boden gestampfter Ortsteil im Nor-
den Kölns, weit ab von der City, ohne 
gewachsene soziale Struktur. Geschaf-
fen, um kinderreichen Familien günstige 
Wohnmöglichkeiten anzubieten. 40% der 
Familien in Blumenberg sind ausländi-
scher Herkunft (doppelt so hoch wie im 
Kölner Durchschnitt; Basis: 2000); 30% 
der Blumenberger Bewohner sind Kinder! 
Kurz: Blumenberg ist multikulturell und 
kinderreich zugleich! 

Für die Kinder und Jugendlichen gab 
es zunächst nichts. So zogen zwei Be-
treuer von Kindernöte e.V. mit einem Bol-
lerwagen und jeder Menge Spielmateria-
lien durch die Straßen und haben selbst 
mit Straßenmalerei begonnen. Mit der 
Zeit entwickelte sich aus anfänglicher 
Neugier der Kinder ein festes Treffen an 
immer demselben Standort — bis das 
Ganze zu einem Selbstläufer wurde und 
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die Kinder sich selbst in einzelnen Grup-
pen organisierten. 

Die Kinder (inzwischen über 100) orga-
nisierten ihre Gruppen nach und nach 
durch Namensgebung, Ausweise, Re-
gelwerk, etc. — immer noch auf der 
Straße. Das ,,Straßen-Kinder-Projekt“ 
war geboren (existiert jetzt seit 6 Jahren). 

Aus diesen Gruppen entstanden 
,,Projekte“, von denen es z.B. die 
,,Crazybeakers“ (machen Breakdance-
Shows; trainieren schon Nachfolger) 
schon zu einer gewissen Bekanntheit ge-
bracht haben. Das Projekt ,,Kindertheater 
Blumenberg“ wird geleitet von einer The-
ater- und einer Heilpädagogin für Kinder 
zwischen 9 und 14 Jahren. Mit viel Fleiß 
und Eigenleistung, relativ geringer finan-
zieller Unterstützung, dafür aber viel Kre-
ativität und Fantasie entwickelten die 
Kinder aus eigenen Ideen das Theater-
stück ,,Traumland“. Die selbst gemachten 
Kulissen und Requisiten reichen voll-
kommen aus, sich als Zuschauer ins 
,,Traumland“ versetzen zu können... 

Das Projekt hat gezeigt, dass man bei 
einer so gewollten Bandenbildung unlieb-
same Erscheinungen bei ,,Banden“ gut in 
den Griff bekommt. Aus diesem Grunde 
gibt es inzwischen im ähnlich strukturier-
ten Stadtgebiet Vogelsang einen 
,,Ableger“. 

KALKER IMPRESSIONEN 

Das Projekt ,,Kalker Impressionen- Ei-
ne Transformation“ hat sich offenbar 
schon bis zur Lawaetz-Stiftung herumge-
sprochen: wir haben dieses Projekt selbst 
initiiert und die Umsetzung in 2000 zu-
sammen mit dem VfW (Verein zur Förde-
rung der rechtsrheinischen gewerblichen 
Wirtschaft) gefördert. 

Der Kontakt zum VfW entstand über die 
IHK zu Köln. Der VfW, dem einige in Kalk 
ansässige Unternehmen (Bio GenTec‘ 
RTZ‘ u.a.), Banken und die Stadt Köln 
angehören, hat es sich zur Aufgabe ge-
macht, den Standort wieder attraktiver zu 
machen, um Neuansiedlungen von Un-
ternehmen anzureizen und Abwanderun-
gen von Mitarbeitern zu verhindern (s. 
auch Eindämmen von Vandalismus). Da-
zu gehört u.a. ein attraktives Angebot für 
die dort lebenden Kinder und Jugendli-
chen — und damit waren wir im Kontakt 
miteinander. 

Kalk ist ein großer sozialer Brennpunkt. 
Ehemals geprägt durch große Industrie-
komplexe, die inzwischen alle nicht mehr 

existieren, leben hier viele Menschen un-
terer Einkommensschichten mit einem 
Ausländeranteil von bis zu 35% (Köln ge-
samt: 18,9% in 2000). Der Anteil Arbeits-
loser (25,3 % in 1997) und Sozialemp-
fänger (12,7 % in 1997) deutlich über den 
Kölner Durchschnittswerten (Köln ge-
samt: 14,7% bzw. 6,4 % in 1997). 

Für diesen Stadtteil entstand das Pro-
jekt ,,Kalker Impressionen — Eine Trans-
formation“. Unter der Federführung der 
Jugendkunstschule Köln und der Projekt-
leitung durch den Kölner Künstler Tom 
Koesel sind insgesamt 30 Kinder und Ju-
gendliche (8 — 17 Jahre) aus drei Kalker 
Jugendeinrichtungen (Wohnheim St. Ge-
reon, PJ Burgenlandstraße, Bürgerhaus 
Kalk) monatelang (rd. 9 Monate) durch 
ihren Stadtteil gelaufen und haben ihre 
Eindrücke auf Video festgehalten. 

Diese fotografischen Eindrücke finden 
sich schließlich in Betonsockeln von 5 
Parkbänken wieder, die von den Kindern 
und Jugendlichen entwickelt und gebaut 
wurden. Sie stehen heute an verschiede-
nen Stellen im Stadtteil Kalk und werden 
so von den Kalkern auch wirklich genutzt. 
Eine schöne Erinnerung an diese Aktion. 

Das Projekt fand schließlich sogar eine 
künstlerische Würdigung mit einem drit-
ten Preis bei der Kalker Kunstmeile 2000. 

Dokumentiert wurde das Projekt durch 
die KAOS Film- und Video-Team GmbH, 
einem Unternehmen, das ansonsten im 
Auftrag des WDR arbeitet. 

GEMEINSAM HANDELN - Für Toleranz 
- Gegen Fremdenfeindlichkeit 

In jüngster Zeit haben wir im Rahmen 
des Projektes ,,Gemeinsam Handeln- Für 
Toleranz —gegen Fremdenfeindlichkeit“, 
das wir zusammen mit der Stiftung Mitar-
beit (und in Zusammenarbeit mit dem 
UPJ-Servicebüro Hessen) umsetzen, 
versucht, Kooperationen zum Thema 
zwischen Schülern, Schulen, Jugendein-
richtungen und der Wirtschaft anzuregen. 
In Zeiten der wirtschaftlichen (Fast)-
Rezession, des 11. September und - in 
Köln - insbesondere der Spendenaffaire 
der SPD ein unendlich viel schwieriger 
gewordenes Unterfangen. 

Im November 2001 entwickelte sich 
aus den ersten vorher geknüpften Kon-
takten zur ehem. Gemeinnützige AG für 
Wohnungsbau, (jetzt) GAG Immobilien 
AG /GRUBO GmbH ein vielversprechen-
der Kontakt zu gleich mehreren der dort 
arbeitenden Sozialarbeiter. GAG/GRUBO 
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sind Kölns großes Wohnungsbauunter-
nehmen (41.000 Wohnungen), d.h. jeder 
10. Kölner wohnt in einer Wohnung der 
GAG/GRUBO. 

Wir sind mit unserem Projekt auf gro-
ßes Interesse gestoßen, zumal die Sozi-
alarbeiter endlich Unterstützung und Bes-
tätigung ihrer Arbeit von außen empfan-
den. Aus den Vorgaben der Sozialarbei-
ter zu den dringlichsten Brennpunkten 
haben wir jeweils passende praxiserprob-
te Vorschläge (eine Variante der ,,Kalker 
Impresssionen“, Theater-Sektche und ein 
Computer/ Plakat-workshop) unterbreitet. 
Wir haben diese Vorschläge aus ver-
schiedenen Jugendeinrichtungen so auf-
bereitet, dass sie einem unternehmeri-
schen Entscheidungsprozess standhalten 
konnten. 

Aktueller Stand: nach Aussage der So-
zialarbeiter ist nach der Privatisierung 
des Unternehmens für derlei Projekte 
kein Geld mehr vorhanden. Die Sozialar-
beiter versuchen jetzt ein gemeinsames 
Sponsoring mit anderen Stadtteil-
Institutionen (z.B. Kirchen). Eine endgül-
tige Entscheidung steht noch aus. 

Fazit 
In den meisten Fällen sind die von 

KölnKids e.V. gewonnenen Sponsoren 
mittelständische Unternehmen, manch-
mal auch größere (s. Ford), die oft aus 
den Reihen der eigenen Kunden bzw. 
Klienten stammen. Die Wege hierfür sind 

kurz und unbürokratisch, und oft besteht 
ein persönlicher Kontakt zum Entschei-
der. 

Wir haben allerdings auch die Erfah-
rung gemacht, dass die oben erwähnten 
Nutzenaspekte aus Unternehmenssicht 
für diese nicht immer so zwingend sind 
wie wir das sehen. Entscheidungen für 
eine Unterstützung unterliegen oft weit-
aus ökonomischeren Beweggründen, als 
die Argumentation nach außen später er-
kennen lässt. Die aktuellen wirtschaftli-
chen Randbedingungen erschweren 
Geldflüsse für andere als die firmen-
spezifischen Zwecke 

Allerdings lässt hoffen, dass zuneh-
mend große Unternehmen — auch in 
Deutschland — den Kontakt zum sozia-
len Sektor suchen (Bsp. Startsocial: 
Schirmherrschaft Bundeskanzler, Gerling 
Konzern, Daimler-Chrysler, ProSieben-
SAT 1, McKinsey & Company, u.a.). Man 
benötigt einen langen Atem, aber wir ver-
folgen unseren Ansatz unbeirrt weiter. 

 
Kontakt: 
 
KölnKids e.V. 
Corneliusstraße 2 
50678 Köln 
Tel. 0221 – 33 18 126 
Fax. 0221 – 31 22 54 
info@koelnkids.de 
www.koelnkids.de 
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Länderforen zu spezifi-
schen Fragestellungen 

 
Am Nachmittag der Dritten E&C-

Regionalkonferenz der Region Nord-
West wurden erstmals Länderforen zu 
verschiedenen Themenstellungen durch-
geführt. Hierdurch sollte – bezogen auf 
die besonderen Belange und Problemsi-
tuationen der beteiligten Bundesländer – 
die Möglichkeit zu einem intensiveren Er-
fahrungsaustausch in Kleingruppen ge-
schaffen werden. 

 
Aus thematischen Gründen erschien es 

sinnvoll, die Länderforen für die Bundes-
länder Bremen und Hamburg bzw. Nie-
dersachsen und Schleswig-Holstein zu-
sammenzulegen, so dass insgesamt drei 
Foren mit folgender Themenstellung 
stattfanden: 

 
 
 
 

Bremen / Hamburg: 
Vergleich der Stadtentwicklungspro-
gramme der Länder zur Kooperation mit 
Jugendpolitik: Maßnahmen, Programme 
und Ergebnisse 

 
 

Niedersachsen / Schleswig-Holstein: 
Integration Jugendlicher mit Migrations-
hintergrund und Aussiedler/ -innen in so-
ziale Stadtentwicklungsprozesse 

 
 

Nordrhein-Westfalen: 
Sozialraumorientierung als Quer-
schnittsaufgabe der Jugend- und Stadt-
entwicklungspolitik 
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Länderforum  
Bremen / Hamburg:  

Vergleich der Stadtentwick-
lungsprogramme der Län-
der zur Kooperation mit 
Jugendpolitik 

Maßnahmen, Programme und 
Ergebnisse 

 
Im Länderforum, das gemeinsam für 

Bremen und Hamburg durchgeführt wur-
de und an dem insgesamt 20 Akteure 
aus den beiden Bundesländern teilnah-
men, ging es um einen Erfahrungs- und 
Wissenstransfer im Hinblick auf die Um-
setzung der Stadtentwicklungsprogram-
me durch die Länder. Die Wahl des 
Themas geht auf Wünsche und Anre-
gungen zurück, die von den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern eines Fachge-
spräches in Bremen im Vorfeld der Drit-
ten E&C-Regionalkonferenz geäußert 
wurden.  

Um den  Austausch zwischen den 
Vertreterinnen und Vertretern aus Bre-
men und Hamburg anzuregen, wurden 
die jeweiligen Ansätze zunächst von Ex-
pertinnen und Experten der Länder in 
kurzen Inputreferaten vorgestellt und hin-
sichtlich ihrer jugendpolitischen Ausrich-
tungen bewertet. 

Input 1: Vorstellung des Bremer 
Quartiersentwicklungspro-
gramms „Wohnen in Nachbar-
schaften (WiN) – Stadtteile für 
die Zukunft entwickeln“ 
(Renate Siegel und Dr. Michael Schwarz, Se-
nator für Soziales, Frauen, Gesundheit, Ju-
gend und Soziales, Bremen) 

Das Programm „Wohnen in Nachbar-
schaften (WiN) – Stadtteile für die Zu-
kunft entwickeln“ ist Teil einer langfristig 
angelegten, integrierten Stadtentwick-
lungspolitik für die Stadtgemeinde Bre-
men und wird von allen Senatsressorts 
getragen. Durch das Programm sollen 
solche Stadtteile gezielt gefördert wer-
den, in denen sozial benachteiligte Be-
völkerungsgruppen in weitgehender Seg-
regation leben. Auf diese Weise wird an-
gestrebt, der Gefahr einer räumlichen 
Polarisierung der Lebensbedingungen 
und „Spaltung der städtischen 
Gesellschaft“ entgegenzuwirken. Dies er-
fordert vor dem Hintergrund der 

dem Hintergrund der sektoralen fachpoli-
tischen Zuständigkeiten und der knappen 
öffentlichen Mittel eine Verknüpfung der 
verschiedenen Handlungsansätze der 
Ressorts, um damit einen wirksamen 
Einsatz der vorhandenen Mittel zu 
ermöglichen. 

An der Gestaltung und Finanzierung 
von WiN waren zunächst 7 Fachressorts 
beteiligt. Nachdem durch eine Verwal-
tungsreform zum 1. Januar 2002 die Be-
reiche Arbeit und Soziales zusammenge-
fasst wurden, sind es noch 6 Fachres-
sorts, die das Programm als Quer-
schnittsaufgabe umsetzen. 

Das WiN-Programm wurde 1998 be-
schlossen und 1999 eingeführt. Es ist 
zunächst auf den Zeitraum von 1999 bis 
2004 befristet. Bei einer Gesamtlaufzeit 
von insgesamt sechs Jahren ist damit die 
Hälfte der Programmdauer abgelaufen.  

 
Zielsetzung 

Aufgrund der in vielen Bereichen iden-
tischen Zielsetzungen der Programme 
WiN und Soziale Stadt ist in Bremen 
frühzeitig eine Verknüpfung beider Pro-
gramme angestrebt worden, um mög-
lichst große Synergieeffekte zu erzielen. 

Den Ansätzen entsprechend steht das 
WiN-Programm unter folgenden Zielvor-
gaben (vgl. Mitteilung des Senats an die 
Bremische Bürgerschaft vom 8.12.1998, 
S.9): 
• alltägliche Wohn- und Lebensbedin-

gungen in den Quartieren zu verbes-
sern, unter Berücksichtigung der 
spezifischen Belange, z. B. von jun-
gen Menschen und Frauen; 

• das Engagement und die Mitwirkung 
der Bürgerinnen und Bürger an der 
Quartiersentwicklung und ihre aktive 
Mitarbeit an Vorhaben und Projekten 
durch Mitwirkungsrechte, z. B. in 
"Lokalen Foren" zu fördern, zu un-
terstützen; offene und wirksame Be-
teiligungsformen sollen dabei in ei-
nem engen Zusammenwirken der 
verantwortlichen Partner und Gre-
mien auf der lokalen Ebene ermög-
licht werden; 

• die zielorientierte, organisations-
übergreifende Zusammenarbeit der 
lokalen und regional zuständigen 
Partner durch die Festlegung von 
Handlungsfeldern und das Prinzip 
der Ergänzungsfinanzierung von 
einzelnen Vorhaben/Projekten zu un-
terstützen; 
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• einen "Wettbewerb" der Ideen, Kon-
zepte und die Stärkung der Eigenini-
tiative zu fördern; 

• einen wirksamen Einsatz von Mitteln 
durch die Bündelung von personel-
len und finanziellen Ressourcen von 
lokalen und/oder regionalen Initiati-
ven, Trägern, Wohnungsbau-
gesellschaften, Einrichtungen und 
Diensten zur Realisierung von ein-
zelnen Vorhaben zu erreichen; 

• einen Anstoß von Investitionen Drit-
ter, z. B. privater Eigentümer, und 
damit einen Multiplikatoreffekt der 
eingesetzten öffentlichen Mittel zu 
erzielen. 

 
Handlungsfelder 

Die Festlegung der Handlungsfelder als 
inhaltlich-fachliche Arbeitsgrundlagen des 
Programms WiN wurde nicht sektoral an 
den Zuständigkeiten der Ressorts, son-
dern an übergreifenden stadtteil- und um-
feldbezogenen Lebenslagen oder Defizi-
ten der gebiets- und stadtteilbezogenen 
Entwicklung und Stabilisierung orientiert. 

 
Die derzeitigen sechs Handlungsfelder 

beziehen sich auf die Aktionsbereiche 
� Wohnungsbestand und Neubau 
� Städtebau 
� Wirtschaftliche Effekte und regionale 

Ökonomie 
� Bildung, Qualifizierung und Beschäf-

tigung 
� Gemeinwesenbezogene Prävention 

und Integration 
� Soziale, kulturelle Netzwerke / Förde-

rung von Eigeninitiative und Selbst-
organisation. 

Gefördert werden mit dem Programm 
WiN zusätzliche Vorhaben und Projekte - 
nicht Regelaufgaben oder Einzelfallauf-
gaben, z.B. von sozialen Diensten -, die 
in die Entwicklung der Quartiere einge-
bunden und an den jeweiligen lokalen 
Bedingungen und Handlungs-
möglichkeiten orientiert sind. 

 
Gebiete 

In Bremen gibt es zehn ausgewiesene 
WiN-Fördergebiete, ebenso viele wie 
Fördergebiete nach dem Bundespro-
gramm „Soziale Stadt“. Allerdings sind 
die Fördergebiete beider Programme 
nicht identisch, die Gebiete „Soziale 
Stadt“ sind vom Zuschnitt her größer.  

Für die Auswahl der WiN-Gebiete wur-
den quantitative und qualitative Kriterien 
zur sozialen, städtebaulichen und wirt-
schaftlichen Situation zu Grunde gelegt. 
Sie basieren auf Untersuchungen im 
Rahmen von Sanierungsvorhaben, auf 
Auswertungen von laufenden Nach-
besserungsprojekten in Großsiedlungen 
des sozialen Wohnungsbaus der 60er 
und 70er Jahre und auf ressortbezoge-
nen Erhebungen, Problembeschreibun-
gen und -analysen. 

 
Finanzierung 

Die gebietsbezogenen Einzelmaßnah-
men des WiN-Programms werden mit bis 
zu 50 % der Gesamtkosten gefördert 
(Ergänzungsfinanzierung), wenn die so-
genannte Grundfinanzierung sicherge-
stellt ist. 

Grundfinanzierung: 
Für einzelne Vorhaben/Projekte stellen 

die Ämter, Initiativen oder Träger Perso-
nal- und Sachmittel zur Verfügung; 
Spenden, Mittel von Stiftungen und Ei-
genmittel von projektbezogenen Partnern 
(z. B. Wohnungsbaugesellschaften) sind 
als Grundfinanzierung einsetzbar.  

Für das Einzelprojekt eingeworbene 
Stellen aus Mitteln des Arbeitsamtes 
(z.B. ABM- oder SAM-Stellen) oder nach 
dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG-§-
19-Stellen) können auf die Grundfinan-
zierung angerechnet werden. Projektbe-
zogene Personalkapazitäten (z.B. Ein-
satz von Fachkräften) und ehrenamtliche 
Aktivitäten sind ebenfalls anrechenbar. 

Ergänzungsfinanzierung WiN: 
Für einzelne Vorhaben/Projekte werden 

Ergänzungsmittel des Programms WiN 
maximal bis zur Höhe von 50% der Ge-
samtkosten als Zuschuss auf Antrag des 
Projektträgers durch die lokalen Foren 
beschlossen. Die Ergänzungsmittel WiN 
können sowohl investiv als auch konsum-
tiv eingesetzt werden. 

Für die 10 WiN-Gebiete stehen jährlich 
ca. 1,5 Mio. € Ergänzungsfinanzierung 
zur Verfügung. Bei einer Grundfinanzie-
rung von mindestens ebenfalls 1,5 Mio. € 
sind damit während der Laufzeit des Pro-
gramms von sechs Jahren insgesamt 18 
Mio. € vorgesehen, pro Gebiet rund 
1,8 Mio. €. Die Aufteilung soll so erfolgen, 
dass dieser Betrag nach Ablauf des Pro-
gramms WiN für jedes Gebiet eingesetzt 
worden ist. 

Finanzierung des Programmes Soziale 
Stadt: 
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Aus dem Bundesprogramm zur Förde-
rung von „Stadtteilen mit besonderem 
Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt“ 
stehen bis einschließlich Programmjahr 
2002 für die 10 Gebiete in der Stadtge-
meinde Bremen rd. 1,95 Mio. € Finanzhil-
fen zur Verfügung. 

Die Bundesfinanzhilfen sind mit zwei-
drittel Gemeindemitteln zu komplementie-
ren. Es wird angestrebt, die Fördermittel 
möglichst auf alle 10 Gebiete gleichmä-
ßig aufzuteilen. 

Aus dem Bundesprogramm können im 
Gegensatz zum Programm „WiN“ nur rein 
investive Maßnahmen finanziert werden. 

Durch die Verknüpfung der beiden Pro-
gramme bietet sich in Bremen im Gegen-
satz zu den anderen Ländern die Mög-
lichkeit, rein investive Maßnahmen durch 
konsumtive zu ergänzen, um so bei-
spielsweise nach dem Bau einer Einrich-
tung auch deren Betrieb zumindest in der 
Anfangsphase zu ermöglichen. 

Maßnahmen aus diesem Programm 
können bis zu 100 % finanziert werden. 

 
Organisation 

Auf lokaler Ebene ist eine Bewohnerbe-
teiligung durch die „Lokalen Fo-
ren/Stadtteilgruppen“ abgesichert wor-
den. Vertreten in den lokalen Foren sind 
die Bewohner/innen, Fachkräfte der So-
zialen Einrichtungen, Vertreter der Initia-
tiven und Vereine, der Eigentümer und 
Wohnungsverwaltungen und der kom-
munalpolitischen Ebene – Ort-
samt/Stadtteilbeiräte. 

In diesen Foren werden in öffentlichen 
Sitzungen im Gebiet die vorgeschlage-
nen Projekte diskutiert und im Konsens 
über die Vergabe des „WiN-Gütesiegels“ 
- dem positiven Votum für die Durchfüh-
rung eines Projektes - entschieden. Die-
ses Votum der lokalen Gremien ist Vor-
aussetzung für die abschließende Verga-
be der WiN-Förderungsmittel (Ergän-
zungsfinanzierung) durch die „Ressort-
übergreifende Arbeitsgruppe WiN“. Mehr-
jährige Projekte müssen jedes Jahr neu 
beantragt werden. 

Die Aufgabe des Quartiersmanagements 
und Geschäftsführung/Moderation der 
„Lokalen Foren/Stadtteilgruppen“ wird 
von WiN-Koordinatoren in den WiN-
Gebieten wahrgenommen. 

Zur Steuerung und Umsetzung des 
Programms auf zentraler Ebene bilden 
die sechs beteiligten Ressorts (Senator 

für Bau und Umwelt; Senator für Arbeit, 
Frauen, Gesundheit, Jugend und Sozia-
les; Senator für Bildung und Wissen-
schaft; Senator für Inneres, Kultur und 
Sport; Senator für Justiz und Verfassung; 
Senator für Wirtschaft und Häfen) unter 
Beteiligung der Senatskanzlei, des Sena-
tors für Finanzen sowie der Bremischen 
Zentralstelle für die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Frau eine „Res-
sortübergreifende Arbeitsgruppe WiN“, 
die – auf der Grundlage des erteilten 
„WiN-Gütesiegels“ durch die lokalen Fo-
ren – abschließend über die Vergabe der 
Förderungsmittel auf Einzelantrag ent-
scheidet. 

Der „Ressortübergreifenden Arbeits-
gruppe WiN“ ist eine von den federfüh-
renden Ressorts Bau und Umwelt sowie 
Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und 
Soziales personell getragene Geschäfts-
führung WiN zugeordnet. Die WiN-
Geschäftsführung bearbeitet Grundsatz-
fragen und bereitet die Entscheidungen 
der „Ressortübergreifenden Arbeits-
gruppe WiN“ über die Förderungsanträge 
vor. Bei der Entwicklung größerer Projek-
te werden die Mitarbeiter/-innen der Ge-
schäftsführung beratend hinzugezogen. 
Die Geschäftsführung ist zudem verant-
wortlich für das gebietsübergreifende fi-
nanzielle Controlling, die Erteilung der 
Bewilligungsbescheide und die verwal-
tungsmäßige Abwicklung des Programms 
WiN. 

Die „Ressortübergreifende Arbeits-
gruppe WiN“ wird laufend über die För-
dermaßnahmen aus dem Programm „So-
ziale Stadt“ informiert. 

Bisher wurden aus WiN ??? Projekte 
gefördert, 60% davon aus dem Bereich 
des Sozialressorts. Insgesamt ist die 
Resonanz auf das Programm – ebenso 
wie auf das Bundesprogramm „Soziale 
Stadt“ - sehr positiv. 

 
Von Herrn Dr. Schwarz wurden aus 

Sicht der Kinder- und Jugendhilfe kriti-
sche Aspekte in Bezug auf das WiN-
Programm thematisiert. Dazu gehören:  
� Die dezentrale Entscheidungsstruktur 

ist oftmals mit hohem, manchmal na-
hezu unzumutbarem Aufwand ver-
bunden. Daraus resultierend wird der 
Wunsch nach einem Entscheidungs-
gremium größer. 

� Auf der Ressortebene fehlt eine in-
tegrierte Verknüpfung von Kinder- 
und Jugendhilfe mit Stadt- und Ge-
sundheitsplanung. Das „E&C“-
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Programm ist in dieser Hinsicht we-
nig hilfreich. 

� Interne Konkurrenz der Projekte. 
� Hoher Aufwand bei der Beantragung 

von Fördermitteln (Bund, Land, Eu-
ropa), „Projektantragsmarathon“. 

� Eine zu starke Stadtteilorientierung 
ist nachteilig für die Stadt als Gan-
zes. 

� Unsichere Zukunft hinsichtlich der 
Abdeckung konsumtiver Mittel nach 
Auslaufen des WiN-Programms. 

 

Input 2: Perspektiven der Ju-
gendhilfeplanung in Bremen 
(Wolfgang Quitter, Amt für Soziale Dienste, 
Bremen) 

Der Stellenwert von Jugendhilfe – und 
Sozialplanung manifestiert sich als ein 
Instrument zur Feuerwehrpolitik. 

Planung als Frühwarnsystem oder als 
Gestaltungsinstrument bleibt oft unterbe-
lichtet. 

Es gibt jedoch interessante Entwicklun-
gen. So geht es heute nicht mehr vorwie-
gend um eine quantitativ ausgerichtete 
Jugendhilfe– und Sozialplanung, die be-
strebt ist, Dienst- und Leistungsdefizite 
zu beheben, sondern in hohem Maße um 
eine qualitative Sicherung und Entwick-
lung. 

Jugendhilfe – und Sozialplanung bein-
haltet 
� im weiteren Sinn: 

den Teil der gesamtpolitischen Pla-
nung, der sich auf die Sozialpolitik be-
zieht und Bedürfnisse, Lebenslagen und 
Probleme der Menschen erfassen, 
Schwächen ermitteln und die zukünftige 
Entwicklung prognostizieren soll (Sozial-
bericht der Bundesregierung). 
� im engeren Sinn: 

das vorausschauende systematisierte 
formalisierte gemeinsame Bemühen der 
Träger der sozialen (Gruppen-)Arbeit, op-
timale Hilfemöglichkeiten für die Adressa-
ten der Sozialarbeit zu schaffen.  

 
Systematisch ist die Sozialplanung 

im engeren Sinne Teil der Stadtent-
wicklungsplanung und umfasst Ju-
gendhilfeplanung und Sozialhilfepla-
nung.  

 
Wesentliche Bestandteile sind: 
� Zielkatalog  
� Bestandsaufnahme 
� Bedarfsermittlung  

� Durchführungsplanung  
� Erfolgskontrolle und  
� Fortschreibung.  

 
Die Planungsverantwortung liegt auf 

Grund der Gesamtverantwortung beim 
öffentlichen Träger. Die Notwendigkeit 
der Planungsbeteiligung der freien Träger 
ergibt sich aus dem Subsidiaritätsprinzip 
und aus gesetzlichen Bestimmungen im 
Bundessozialhilfegesetz und im Kinder- 
und Jugendhilfegesetz.( KJHG § 8 Betei-
ligung von Kindern und Jugendlichen und 
§ 80 Jugendhilfeplanung). 

Input 3: Praxisbeispiel für sozi-
alräumliche Jugendhilfe- und 
Sozialplanung  
(Erich Ernst Pawlik, Amt für Soziale Dienste, 
Bremen) 

Ausgangspunkt des hier vorgestellten 
Prozesses war ein Konflikt mit Anwoh-
nern eines Kindertagesheims (KTH), die 
sich über den Lärm einer Jugendgruppe 
auf dem Gelände des KTH beschwert 
hatten. Die Nutzung fand im Einverneh-
men mit dem KTH statt. 



 
.

Zeitschiene Beteiligung Ergebnisse 
Sommer / Herbst 1996 Jugendliche / Anwohner und Mitarbeiter 

KTH / Amt für Soziale Dienste (AfSD) / 
Kommunalpolitik 

KTH schließt mit Jugendlichen ei-
nen Nutzungsvertrag, der eine so-
zialverträgliche Nutzung ermögli-
chen soll.  
Das AfSD wird aufgefordert, am 
Sonntag zusätzliche Angebote in 
den Jugendeinrichtungen zu orga-
nisieren. 

11 / 19996 Jugendausschuss Vahr führt Veranstaltung 
„Jugend in der Vahr“ durch.  
Diskussion mit Kommunalpolitik, Jugend-
arbeiterInnen und Jugendlichen;  
Jugendliche tragen ihre Anliegen vor, so 
stellen sie eine Fotodokumentation über 
Spielräume im öffentlichen Raum vor. 

Beirat unterstützt die Forderung, für 
die o.g. Clique den „Gummiplatz“ 
als Treff herzurichten. 

02 / 1997 Die Projektgruppe „Gummiplatz“, die vom 
BZ und der integrierten Stadtteilschule ge-
gründet worden ist, informiert den Beirat 
und das AfSD über den Planungsstand. 

Der Beirat und das AfSD begrüßen 
die Planungen und sagen Unter-
stützung zu. 

03 / 1997 AfSD Das AfSD beantragt die Übernah-
me der Unterhaltung für das o.g. 
Gelände. 
Im BZ gibt es jeden Sonntag ein 
Angebot für Jugendliche, das Frei-
zeitheim bietet Raum im Rahmen 
der Selbstöffnung. 

05 / 1997 Projektgruppe „Gummiplatz“ führt Info-
Veranstaltung zum Planungsstand durch. 

Der Beirat und das AfSD sagen Mit-
tel für die Gestaltung zu. 

12 / 1997 Bremer Verein für Jugendhilfe übernimmt 
in Kooperation mit dem BZ die Unterhal-
tungsträgerschaft für den Gummiplatz. 

Mittel werden durch das AfSD zur 
Verfügung gestellt. 

07 / 1998 Projektgruppe „Gummiplatz“ und Jugendli-
che. 

Einweihung des neu hergerichteten 
Gummiplatzes. 

03 / 2000 WiN-Forum Vahr. Mittelbereitstellung für die Durch-
führung einer Zukunftswerkstatt und 
für weitere Herrichtung des Platzes 
wird beschlossen. 

07 / 2000 Bremer Verein, BZ Vahr und Jugendliche 
führen Zukunftswerkstatt durch. 

Auf der Basis der Zukunftswerkstatt 
werden Planungen inkl. Mittelbedarf 
erarbeitet. 

12 / 2000 Fachausschuss des Beirates Vahr;  
Bremer Verein, BZ und Jugendliche stellen 
die Planungsergebnisse und den Kosten-
plan vor. 

Die Vorlage wird von der Kommu-
nalpolitik ausdrücklich begrüßt und 
es werden sogenannte „Impulsgel-
der“ durch den Beirat eingeworben. 
Diese Gelder sind bewilligt worden 
und damit wird in diesem Jahr die 
weitere Umgestaltung realisiert 
werden können. 

 

Input 4:  

Soziale Stadtteilentwicklung in 
Hamburg – Kinder- und jugend-
spezifische Projektansätze (Chris-
toph Wolpers, Bezirksamt Altona, Hamburg)  

Schwerpunkte (1999) 

•  quartiersbezogen 
•  Angebot von Hilfe zur Selbsthilfe 
•  Infrastruktur aufwerten 
•  Lebensbedingungen verbessern 
•  Arbeitsplätze schaffen 
•  Beteiligungsstrukturen fördern 

Leitziele 

•  lokale Handlungsmöglichkeiten stärken 
•  Mitwirkungsbereitschaft fördern (Stadt- 
   teilbeiräte) 
•  Kooperation mit der lokalen Wirtschaft 
•  quartiersbezogene Qualifizierungs- 
    angebote 
•  Verbesserung der Wohnqualität 
•  nutzerorientierte Wohnumfeld- 
   gestaltung 
•  Stadtteilzentren stabilisieren und  
    entwickeln 
•  Infrastrukturangebote sichern und  
    erweitern 
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•  Präventions- und Selbsthilfepotentiale 
   wecken 

 

Kinder- und Jugendprojekte 

Beteiligung: Grundlagen + Gründe 
•  KJHG (Kinder- und Jugendhilfe- 
    gesetz) 
•  § 1 Bundesbaugesetz 
•  Charta von Aalborg (1996) 
•  Kommunale Agenda 21 
•  weniger Vandalismus, mehr  
    Engagement 
•  unsere Zukunft 

Kinder- und Jugendbeteiligung 

•  Bedarfsermittlung (Schulen,  
    Kitas,etc.) 
•  Engagierte in den Prozess einbinden 
•  Konkretisierung durch Zukunfts- 
    werkstätten, Stadtteilerkundungen  
    etc. 
•  Einbindung politischer Gremien 
•  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
•  Transparenz fördert Identifikation 
•  Atmosphäre schaffen: Integration von  
    Festen, Aktionen und Events in den  
    Entwicklungsprozess 

Umsetzungsressourcen 

•  Programm-Mittel: Quartiersmana- 
    gement; Investitionsmittel bis 50 % der 
    Investitionssumme 
•  Hamburger Fachbehörden: Fokus- 
    sierung der Haushaltsmittel auf die 
    Gebiete der sozialen Stadtteilent- 
    wicklung 
•  Bundesprogramme: z.B. „Soziale  
    Stadt“, „Entimon“, „KuQ – Kompetenz  
    und Qualifikation“, „E&C – Entwicklung  
     und Chancen junger Menschen in  
     sozialen Brennpunkten“ 
•  EU-Programme: z.B. ESF 

 
 
 
Nach den Inputbeiträgen schloss sich 

ein Erfahrungsaustausch an, in dem en-
gagiert über die Unterschiede und Ge-
meinsamkeiten in der Konzeption und 
Umsetzung der sozialen Stadtteilentwick-
lungskonzepte in benachteiligten Quartie-
ren diskutiert wurde. 

 

Die Ergebnisse in Stichworten: 
 

Besonderheiten in Bremen: 
Budget als ressortübergreifende Vorar-

beit (WiN-Programm); Budgetverwen-
dung:  
� konsumtiv für Sach- und Personal-

kosten (Fördermittel aus dem WiN-
Programm)  

� investive Kosten (Fördermittel „So-
ziale Stadt“); 

� Mittelvergabe: 
a) delegiert auf die lokale Ebene 
b) Konsens; 

� Struktur fördert Kooperation (Beteili-
gung der Ressorts wirkt sich für die-
se finanziell positiv aus).  

 
 

Besonderheiten in Hamburg: 
� Kids gestalten ihre Stadt (kooperative 

Stadtentwicklung); 
� Stabskoordinierung auf bezirklicher 

Ebene (Verwaltungsmodernisierung 
in Hamburg-Altona); 

� Finanzierung: 
a) Mittelvergabe durch federführende 

Behörde 
b) lokale Verfügungsfonds, über die 

mehrheitlich BewohnerInnen in 
den Quartieren entscheiden. 

 
Gemeinsamkeiten Bremen / Hamburg: 

 
� keine systematische, programmati-

sche inter- und überbehördliche Ko-
operation („Wer hat da eigentlich ge-
plant ...?“); 

� Problemstellung: Wie können Ju-
gend- und Sozialplanung mit der 
Stadtentwicklung systematischer zu-
sammengebracht werden?; 

� „Antragsmarathon“ bei der Erlangung 
von Fördermitteln von 
EU/Bund/Ländern (hoher Aufwand 
auch für geringe Mittel oder kurzfris-
tige Projekte bis 1 Jahr); 

� Problem der Evaluation; 
� positiv: Chance aus Beteiligung för-

dert weitere Mitgestaltungswünsche 
und Aktivierung; 

� Ungewisse Zukunft: Wie geht es wei-
ter nach Ende der Programm-
Laufzeiten?   
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Länderforum  
Niedersachsen und Schleswig Hol-
stein 

Integration Jugendlicher 
mit Migrationshintergrund 
und Aussiedler/ -innen in 
soziale Stadtentwicklungs-
prozesse 
 

An dem Forum nahmen 22 Akteure der 
Regionalkonferenz teil, die aus unter-
schiedlichsten Zusammenhängen kamen 
(Quartiersentwicklung, Behörde/ Verwal-
tung/ Universität u.a.). Die bisherigen Er-
fahrungen der Forumsteilnehmer/-innen 
sind sehr unterschiedlich, so wurden Ar-
beitsfelder von wirtschaftlicher Aktivie-
rung, Beschäftigungsförderung; Entwick-
lung für Perspektiven für Jugendlichen, 
Umgang mit Migranten der älteren Gene-
ration genannt.  

Zentraler Inhalt des Länderforums war 
die Vorstellung eines Handlungskonzep-
tes zur Integration von Aussiedler/-innen 
im Rahmen der Quartiersentwicklung 
Wolfsburg Westhagen, das von der 
Gruppe SPACEWALK durchgeführt wird. 

Der Quartiersentwickler SPACEWALK 
in Wolfsburg Westhagen 

SPACEWALK ist ein international täti-
ges Netzwerk von Künstlern, Pädagogen 
und Wissenschaftlern aus verschiedens-
ten Kulturkreisen. SPACEWALK entwirft 
seit 1993 Projekte im gesellschaftlichen 
Raum. SPACEWALK hat es sich zur 
Aufgabe gemacht, bei Menschen unter-
schiedlichster Herkunft kreative und 
kommunikative Potentiale zu entwickeln 
und zu fördern. Ziel ist es, die Menschen 
ihre Kreativität und Kommunikationsfä-
higkeit als Rüstzeug und Möglichkeit ent-
decken zu lassen, um sich selbst und ihr 
gesellschaftliches Umfeld zu verbessern 
und zu verändern. SPACEWALK arbeitet 
dabei mit Mitteln und Methoden aus The-
ater, Tanz, Musik, Video und bildender 
Kunst, begibt sich damit in soziale Span-
nungsfelder, an soziale Knoten- und 
Brennpunkte und arbeitet dort mit den 
Menschen vor Ort an der Förderung und 
Verbesserung von Kommunikation und 
Kreativität. SPACEWALK hat über die 
Jahre eine flexible Arbeitsmethode entwi-
ckelt, die es erlaubt, an verschiedensten 
sozialen Feldern anzuknüpfen und diese 

miteinander zu verbinden. SPACEWALK 
ist es mit seinen bisherigen Projekten ge-
lungen, große Synergieeffekte herzustel-
len. Die Projekte hatten große Ausstrah-
lungskraft bis hinein in die internationale 
Politik.  

Für SPACEWALK ist jeder Denkvor-
gang - und daraus resultierend jede 
Handlung - ästhetisch. Er beruht auf ei-
ner individuellen Wahrnehmung (und 
nichts anderes bedeutet Ästhetik) von 
Welt. Sowohl in der Kunst als auch in den 
fortgeschrittenen Naturwissenschaften ist 
die Vielfalt der Standpunkte und Wahr-
nehmungen zur Arbeitsgrundlage gewor-
den. Von dorther entwickelt sich modell-
haft eine Denk- und Lebenshaltung, die 
einer sich diversifizierenden Gesellschaft 
angemessen und auf alle gesellschaftli-
chen und kulturellen Bereiche anwendbar 
ist. Diese Haltung erlaubt, ein Netz zwi-
schen den unterschiedlichsten Bereichen 
der Gesellschaft zu knüpfen.  

Das Konzept: Wege ins Zentrum  

"Wege ins Zentrum - Das Westhagen-
Projekt" ist die Konzeption, mit der sich 
SPACEWALK in Wolfsburg vorgestellt 
hat. Ziel des gesamten Projekts ist es, al-
len Beteiligten einen Weg ins Zentrum zu 
ermöglichen und im Rahmen von acht 
Handlungsfeldern an dessen Gestaltung 
mitzuwirken. Dabei ist der Begriff "Zent-
rum" ganz real und auch im übertragenen 
Sinne zu verstehen. Das Projekt bietet 
auf allen Ebenen Möglichkeit zur Beteili-
gung: von niedrig schwelligen Angeboten 
vor Ort für den einzelnen Bürger bis hin 
zu hoch profilierten baulichen, wirtschaft-
lichen, sozialen und künstlerischen Ein-
zelprojekten und Maßnahmen. Alle Aktivi-
täten werden in das Gesamtprojekt ein-
gebunden. Dadurch werden Prozesse 
von eigentlich längerer Dauer beschleu-
nigt, vernetzt und verstärkt.  
 
Die acht Handlungsfelder 
1. Städtebau  
2. Bürgermitwirkung, Stadtteilleben  
3. Lokale Wirtschaft, Arbeit  
4. Wohnen  
5. Wohnumfeld, Ökologie  
6. Soziales, Kultur, Bildung  
7. Stadtteilzentren  
8. Image, Identifikation  

 
Die Methode: ein gemeinsames kultu-

relles Projekt als Quelle und Motor. Der 
besondere und mehrfach erfolgreich rea-



 

 
 

40

lisierte Arbeitsansatz von SPACEWALK 
besteht darin, die Vielzahl der Probleme 
nicht frontal anzugehen, sondern zu-
sammen mit den Beteiligten ein gemein-
sames Drittes - ein kulturelles Projekt - zu 
entwerfen. Auf dem Weg zu diesem Ziel 
werden soziale Umgangs- und Kommu-
nikationsformen entwickelt, gefördert und 
eingeübt. Durch diese projektorientierte 
Form des Stadtteilmanagements geht die 
soziale Erneuerung von Westhagen 
gleichsam einher mit einem lustvollen 
und spannenden Prozess, an dem sich 
jede und jeder beteiligen kann. 

 
Integration von russland-
deutschen AussiedlerInnen 
in Wolfsburg 

Teil 1: Die Ausgangslage 2000 
Seit über 30 Jahren kommen Aussied-

lerInnen aus der ehem. UdSSR nach 
Wolfsburg. Ca. 20.000 SpätaussiedlerIn-
nen leben hier, das sind ca. 20% der Ge-
samtbevölkerung. In Westhagen, einem 
Stadtteil mit 10 000 EinwohnerInnen aus 
56 Nationen beträgt der Anteil von Spä-
taussiedlerInnen ca. 40%.  

Aussiedlerinnen sind somit ein ent-
scheidender Faktor im sozialen Leben 
von Wolfsburg und ganz besonders in 
Westhagen, aber sie treten nicht in Er-
scheinung. Es gibt kaum AussiedlerIn-
nen, die sich aktiv in der Öffentlichkeit 
engagieren, sei es für ihre eigenen Inte-
ressen oder für die der Volksgruppe. 
Noch vor einem Jahr gab es im Arbeits-
kreis Westhagen nur eine einzige Aus-
siedlerin. Die Wahrnehmung von Aus-
siedlerInnen in der Öffentlichkeit ist fast 
ausschließlich problembehaftet (Alkohol, 
pöbelnde Jugendliche, Kriminalität). 

Das in diesem hohen Bevölkerungsan-
teil enthaltene politische Potential wird in 
keinster Weise wahrgenommen - keine 
Lobby. 

Professionelle Aussiedlerarbeit findet 
konzeptionell und in der Praxis fast ganz 
ohne AussiedlerInnen statt - es fehlt im 
wörtlichen und übertragenen Sinn die 
gemeinsame Sprache. 

Die Aussiedlerhilfe ist ein Auslaufmo-
dell zu einem Zeitpunkt, an dem sich die 
verschiedenen Integrationshemmnisse 
verstärken z.B. abnehmende Deutsch-
kenntnisse, der in den letzten Jahren 
umgesiedelten; weniger Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt. 

Vor diesem Hintergrund entwickelte 
SPACEWALK drei mögliche Szenarien: 

 
� Die Situation bleibt unverändert 

Wir sprechen darüber, versichern uns 
gegenseitig unseres guten Willens und 
alles läuft so weiter. - Wir haben Glück 
gehabt. 

 
� Die Situation verschärft sich 

Wir haben Pech gehabt und damit ein 
wirklich großes Problem, das sich auf das 
gesamte Leben in der Stadt auswirkt. 

 
� Wir handeln 

Es entsteht ein Projekt (ganz im Sinne 
des Projektmanagements) für das aus al-
len betroffenen Bereichen finanzielle Mit-
tel zur Verfügung gestellt und fundierte 
Handlungsweisen entwickelt werden. 

 
In Absprache mit den betroffenen Ge-

schäftsbereichen der Verwaltung wurde 
SPACEWALK beauftragt, ausgehend 
vom Stadtteilmanagement Westhagen 
(Soziale Stadt) neue Impulse in die Arbeit 
mit SpätaussiedlerInnen zu setzen. 
SPACEWALK setzte folgende Thesen an 
den Anfang der Arbeit: 

 
1. 

Jetzt, nach 30 Jahren Zuzug von Aus-
siedlerInnen, ist es an der Zeit offen und 
„offensiv“ die Probleme anzugehen.  

2. 
Experten für Aussiedlerfragen sind Aus-
siedlerInnen. Nur AussiedlerInnen kön-
nen eine "Aussiedler-Problem" lösen.  

3. 
Dem Prozess der Integration muss ein 
Prozess der Differenzierung vorausge-
hen.  

4. 
Eine koordinierte fundierte Vorgehens-
weise kostet Geld. Sie spart es schon 
mittelfristig wieder ein.  
 

 
Das Stadtteilmanagements initiierte fol-

gende Tätigkeiten und Projekte: 
 

Februar 2001  
Projekt „Wir bauen unser Heim“/ I.Jordan 
- selber Spätaussiedlerin (SPACEWALK) 
ist im wahrsten Sinne das gemeinsame 
Haus für alle weiteren Aktivitäten: 
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Fragebogen - Entwurf von Spätaussiedle-
rInnen für SpätaussiedlerInnen; 
Regelmäßige Treffen von Spätaussiedle-
rInnen im Stadtteilbüro; 
Treffen der Landsmannschaft - Frauen in 
den Räumen des Stadtteilbüros 
Februar 2001 
Beginn Dreharbeiten zum Film "4 Orte"/ 
S.J. Neuschäfer (SPACEWALK) 
Dokumentation über SpätaussiedlerInnen 
in Westhagen 
August bis Dezember 
"Auf den Spuren von SpätaussiedlerIn-
nen in Westhagen"; 
Zeitzeugenprojekt mit Institut für Stadtge-
schichte und Museen, Albert-Schweitzer-
Gymnasium, Spacewalk 
Oktober 2001 
Auswertung der Fragebögen und Erstel-
lung einer Broschüre durch I.Jordan; 
Vergabe der Broschüre an alle Ge-
schäftsbereiche der Stadt Wolfsburg; In-
stitutionen, Presse und sonstige Interes-
sierte ; 
Präsentation im Arbeitskreis Westhagen, 
Lenkungsgruppe Geschäftsbereiche und 
auf überregionalen Konferenzen 
Dezember 2001 
Premiere "4 Orte" im Ratssitzungssaal 
der Stadt Wolfsburg (über 500 Besuche-
rInnen) 
März 2002 
Premiere in Westhagen mit anschl. Dis-
kussion (200 BesucherInnen) 
seit April 2002 
regelmäßige Treffen Elterngruppe/ 
I.Jordan 
Mai 2002 
Filmvorführung: "Das verheißene Para-
dies" von Eldar Rijasanow 

Resultate 

� Die Vielzahl der Veröffentlichungen 
aus unterschiedlichen Perspektiven, 
vor allem aus der Sicht der Spätaus-
siedlerInnen, hat zu einer Differenzie-
rung der Wahrnehmung in Öffentlich-
keit und Politik geführt.  

� Von den AussiedlerInnen selbst wer-
den die Aktivitäten auch als Aner-
kennung ihrer Lebensleistung emp-
funden. 

� Bestehende Strukturen der Aussied-
lerhilfe (Freie Träger) werden ver-
netzt und in gemeinsamen Räum-
lichkeiten in Westhagen 
zusammengeführt. 

� SpätaussiedlerInnen beteiligen sich 
immer mehr in verschiedenen Berei-

chen des öffentlichen Lebens und 
nehmen ihre Belange selbst in die 
Hand.  

� Im Arbeitskreis Westhagen engagie-
ren sich ca. 20 AussiedlerInnen re-
gelmäßig.  

� Drei AussiedlerInnen wurden in den 
Ortsrat gewählt. 

Teil 2: Näheres zur Befragung 
Ich möchte Ihnen einen kleinen Einblick 

in das Leben der Russlanddeutschen in 
der Bundesrepublik und besonders in 
Wolfsburg gewähren und hoffe sie wird 
Ihnen zu einem besseren Verständnis 
dieser Volksgruppe verhelfen. Ich heiße 
Irina Jordan und bin 1991 zu einer Aus-
siedlern geworden. Seit Februar 2001 
beschäftige ich mich intensiv mit dem 
Thema AussiedlerInnen in Wolfsburg. 
Dank dem Stadtteilbüro Spacewalk in 
Westhagen habe ich das Projekt ,,Wir 
bauen unser Heim“ eingeleitet, das ich 
Ihnen gerne im Folgenden vorstellen 
möchte. 

Im Rahmen des Projektes soll ein 
Raum geschaffen werden, in dem sich 
die AussiedlerInnen in dem noch für sie 
fremden Land den ,,ersten Stein“ für ihre 
Zukunft legen sollen. Der Begriff ,,Heim“ 
ist dabei zuerst als ein Symbol zu verste-
hen. Es soll ein Haus im Herzen der 
Menschen gebaut werden, um sich hier 
,,zu Hause“ zu fühlen. Im weiteren Ver-
lauf kann aber auch ein reales Haus, ein 
Ort entstehen, in dem den AussiedlerIn-
nen die Möglichkeit gegeben werden soll 
sich mit der eigenen Geschichte, Kultur 
und Identität auseinander zu setzen. An 
dieser Stelle möchte ich betonen, dass 
das kein Haus nur für AussiedlerInnen 
werden soll. Es ist vielmehr als ,,Haus“ 
und Ort der Begegnung für alle Kulturen 
in Wolfsburg gedacht. Die Hintergründe 
des Projektes bzw. der Idee ein ,,Haus“ 
zu bauen, sind aus der folgenden Über-
legung entstanden: 

Meiner Auffassung nach fällt den Aus-
siedlerInnen die Integration in Deutsch-
land unter anderem so schwer, weil ihnen 
das Gefühl fehlt, hier in Deutschland ,,zu 
Hause“ zu sein. Nun, was dieses Gefühl 
eigentlich für den einzelnen bedeutet, 
muss jede/r für sich selber definieren. Für 
mich persönlich beinhaltet dieses Gefühl 
etwas, was mir sehr viel bedeutet. Ich 
glaube, dass dieses Gefühl eine für jeden 
begreifbare Vertrautheit und Zugehörig-
keit zu einem bestimmten Ort beinhaltet, 
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der meiner Meinung nach bei vielen Aus-
siedlerInnen auf der langen ,,Reise“ ver-
loren gegangen ist. Das Wort ,,Reise“ ist 
hier nicht wörtlich als eine Strecke von A 
nach B zu verstehen, sondern als viele 
persönliche Lebensgeschichten, die im-
mer wieder so faszinierend sind. 

Um nun zu erfahren, was AussiedlerIn-
nen bewegt, was sie wollen, wo ihrer 
Meinung nach die Schwerpunkte der 
Problematik bezüglich der Integration lie-
gen, aber auch zu ergründen wieweit die 
Bereitschaft ihrerseits an dem weiteren 
Verlauf ihrer Zukunft mitzuwirken präsent 
ist, haben wir sie in Form eines Fragebo-
gens befragt. Es wurden insgesamt 560 
Fragebogen mit Hilfe vieler Akteure von 
den einzelnen MitbürgerInnen bis hin zu 
Institutionen, Schulen und Kirchenge-
meinden verteilt, von denen 122 zurück-
kamen und ausgewertet wurden. 

Der Fragebogen basiert im Wesentli-
chen auf drei Leitfragen: 

 
� Woher komme ich? 
� Wo bin ich jetzt? 
� Wohin will ich? 

 
Mit der Überzeugung, das nur auf dem 

Grundstein der Geschichte die Zukunft 
gebaut werden kann, gehen wir gezielt 
die Auseinandersetzung mit der eigenen 
Vergangenheit an. Das Ziel ist die Identi-
tät der AussiedlerInnen zu stärken und 
somit ihre Herkunft, Kultur und Lebenser-
fahrungen als positive Potenziale zu er-
kennen und anzunehmen. Unsere Ge-
schichte gibt uns Kraft aus der gegenwär-
tigen Situation eine erfolgreiche Zukunft 
zu planen. Durch die Auseinanderset-
zung mit der gegenwärtigen Situation de-
finieren wir für uns Wünsche und Ziele. 
Gemeinsame Wünsche müssen gemein-
sam durchgesetzt werden. Das Projekt 
,,Wir bauen unser Heim“ bietet einen 
Raum für gemeinsamen Erfahrungen und 
eine Vereinigung von Kräften, um die 
gemeinsame Schwierigkeiten zu behe-
ben. 

Wie denn? Wir leben in einem demo-
kratischen Staat. Durch Stimmenerhe-
ben, Selbstorganisation, politisches Mit-
wirken und gegenseitige Hilfestellung 
lässt sich vieles bewegen. 

Um etwas zu erreichen, muss man et-
was dafür tun. Um ein ,,Haus“ zu haben, 
muss man es ,,bauen“! 

Erkenntnisse der Befragung 

� AussiedlerInnen fühlen sich in 
Wolfsburg wohl 

79 % der Befragten fühlen sich in 
Wolfsburg wohl, dennoch finden 66 %, 
dass es weiterhin Maßnahmen geben 
soll, die ihre Integration in Deutschland 
erleichtern. 

 
� AussiedlerInnen sind bereit mit-

zuwirken 
Sie sind bereit an ihrer Integration aktiv 

mitzuwirken (z.B.: sich selbst um Arbeit 
zu bemühen, intensiv die Sprache zu ler-
nen, auf die Mitmenschen zu zugehen 
u.s.w.). 

Sie wünschen sich Freundlichkeit und 
Freundschaft von ihren Mitbürgern 

 
� Es gibt immer noch großen Bedarf 

an Unterstützung 
Sprachschwierigkeiten stellen in den 

ersten Jahren des Aufenthalts in 
Deutschland ein enormes Problem für die 
meisten AussiedlerInnen dar. Die Situati-
on entspannt sich zwar mit dem längeren 
Aufenthalt, doch auch nach zehn Jahren 
wird Sprache oft als Schwierigkeit wahr-
genommen. 

Schwierigkeiten bei Behördengängen 
und mit Bürokratie, Unwissenheit über 
Rechte und Pflichten in Deutschland 
auch nach längeren Aufenthalt. 

Unsicherheit im Kontakt zu Einheimi-
schen. 

Bedarf an Auseinandersetzung mit der 
eigenen Geschichte. Wunsch nach Veröf-
fentlichung der Geschichte um dem 
Mangel an Verständnis und Annerken-
nung von der Seite der einheimischen 
Bevölkerung entgegenzuwirken. 

Fazit 

Es gibt gute Voraussetzungen für die 
weitere erfolgreiche Integrationsarbeit. 
AussiedlerInnen sind bereit ihr Potential 
der Gesellschaft zur Verfügung zu stel-
len, man muss sie nur fragen. Wenn man 
das ausbaut, was zur Verfügung steht, 
kann die Gesellschaft sehr davon profitie-
ren. 
Das Projekt ,,Wir bauen unser Heim“ hat 
zum Ziel, diesen Prozess zu fördern und 
zu unterstützen. Wir wollen die Schatz-
kiste, gefüllt mit Erfahrungen, Lebens-
weisheiten und der interessanten Kultur-
mischung, aus sehr altem Deutschtum 
und der internationalen Note, die Aus-
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siedlerInnen hierher gebracht haben, für 
alle Menschen in Deutschland öffnen und 
zum Geschenk machen. 

 
Kontakt: 
SPACE WALK 
Stadtteilbüro Westhagen 
Dessauer Strasse 22 
38444 Wolfsburg 
Tel. 05361 – 779 559 
Fax. 05361 – 779 560 
spacewalk@t-online.de 
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Länderforum  
Nordrhein Westfalen 

Sozialraumorientierung als 
Querschnittsaufgabe der 
Jugend- und Stadtentwick-
lungspolitik 
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E&C-Team der Lawaetz-Stiftung 

Feedback und Themen-
wünsche für die nächste 
Konferenz 

Die Veranstaltungsreihe der Regional-
konferenzen im Rahmen des Bundesmo-
dellprogramms E&C ist als kontinuierli-
ches Informations- und Austauschforum 
für Praktiker und Interessierte der E&C-
Standorte angelegt. Die Intervalle der 
Konferenzen sind halbjährlich, das heißt 
es werden bis zum Ende der Programm-
laufzeit in der Mitte des Jahres 2003 ins-
gesamt fünf Regionalkonferenzen statt-
finden.  

Die Lawaetz-Stiftung als Veranstalterin 
der Regionalkonferenzen für die Bundes-
länder Bremen, Hamburg, Niedersach-

sen, Nordrhein Westfalen und Schleswig-
Holstein richtet ihr Tagungskonzept 
passgenau auf die Bearbeitung aktueller 
Informations- und Diskussionsbedarfe 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aus, so dass die Bestimmung bzw. Fest-
legung von Themen für die Folgeveran-
staltung ein verbindlicher Bestandteil ei-
ner jeden Regionalkonferenz ist. 
Zu diesem Zweck befand sich in der 
Mappe der Tagungsunterlagen ein Erhe-
bungsbogen zum TeilnehmerInnenfeed-
back und ein ‚Wahlzettel’, der Themen-
vorschläge für die Folgekonferenz ent-
hielt. Nachfolgend sind einerseits die 
Bewertungen der Konferenzbesucher/-
innen, andererseits die thematischen 
Wünsche für die nächste Regionalkonfe-
renz dokumentiert. 

 

TeilnehmerInnenfeedback stimmt 
++ 

+ weder 
noch 

0 

- stimmt 
nicht 

-- 

Die Regionalkonferenz hat insgesamt meine Erwartun-
gen erfüllt 22 2222 22 11 00 

Die Inputs / Vorträge waren fundiert und informativ 77 1199 00 33 00 

Die Einrichtung von Länderforen im Rahmen der Regio-
nalkonferenzen halte ich für sinnvoll 1155 1100 11 00 11 

Der äußere Rahmen und die Organisation haben mir 
gefallen 1133 1122 11 11 00 

Die Konferenz bot genug Raum für eigene Beteiligung 66  1100  66  33  11  

Ich habe Impulse und Anregungen für meine Arbeit er-
halten 44  2200  22  11  00  

 

Folgendes fehlte mir / Folgendes könnte verbessert werden (Einzelnennungen): 

� Projekte (konkret) mit der Wirtschaft, die positiv und beispielhaft gelaufen sind (auch 
PPP). 

� Mehr Anregung der Interaktion in den Workshops (Niedersachsen/SH); tatsächliche 
Gewinnung und Beteiligung von Ländervertretern – nicht anwesend -. 

� Bei Theorie-Inputs prakt. Erfahrungen berücksichtigen / zu Wort kommen lassen – 
nicht „überbügeln“ nach dem Motto „positive thinking“. Um erfolgreich agieren / koope-
rieren zu können, muss der Realität ins Auge geblickt werden. 

� Etliche Quartiere. / Es könnte ruhig manchmal ausgelegt werden, wo überall E&C-
Projekte laufen + Ansprechpartner 

� Lieber theoretische Ansätze an ganz praktischen Projekten darlegen, Theorie und Pra-
xis eng zusammenbringen. / In Länderforen eher Diskussionsanregungen statt ganze 
Referate. 

� Arbeitsgruppen / Länderforen nicht zu groß werden lassen 
� Die Zeit hat nicht gereicht. 
� Praxisorientierung. / Infomaterial. 
� Die Länderforen könnten mehr Landesbezug haben bzw. mehr Austausch auf dieser 

Ebene bieten. 
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� Das Thema ist wichtiger als die Länder-Einteilung. / Das Thema im Länderforum war 
weit weg von mir. / Der Austausch im Länderforum wäre jedoch wichtig.  =>  Unterstüt-
zung bei logistischen Fragen, neue Programme   

� Diskussion und Erfahrungsaustausch im Länderforum braucht mehr Raum. / Teilnahme 
aus meinem Bundesland. 

� Grundsätzliche Informationen über das Thema, z.B. weniger Projektvorstellungen und 
mehr Vorstellung von Möglichkeiten in PPP, wären mir wichtiger gewesen 

 

Was ich noch mitteilen möchte (Einzelnennungen) 

� Gute Veranstaltung! 
� Ich bitte bei der Vorbereitung der Konferenzen um Anfrage nach laufenden Projekten 
� Sehr freundliche Atmosphäre, professionelle Organisation und Betreuung durch die MA 

der Lawaetz-Stiftung. 
� Die Regionaltreffen sind gut, informativ und wichtig, vor allem zur Kontaktknüpfung, -

pflege; hierfür genügend Raum lassen, so wie heute! 
� Ich nutze gerne solche Angebote wie Regionaltreffen! 
� Sie sind ein tolles Moderator(innen)- und Organisationsteam. 
� Essen hätte besser sein können. 
� Auch wenn vieles nicht übertragbar ist auf einen anderen Stadtteil, so nehme ich doch 

immer wieder viele Anregungen und Bestärkungen für meine Arbeit vor Ort mit. Sehr 
gut! 

� Zu viele Input-Referate. / Bitte kein Resümee mehr. 
 
 
 

Themen für die nächste Regionalkonferenz 
Nennungen Thema 

12 Beteiligung und Aktivierung von Jugendlichen im Quartier: 
Methoden, Instrumente und Erfahrungen 

4 Gewalt und Fremdenfeindlichkeit 

8 Qualitätssicherung in der Sozialen Arbeit: 
Lästige Pflicht oder sinnvolles Instrument?  

10 Interkulturelle Perspektiven in der Stadtentwicklung 

5 Mädchen und Jungs, Frauen und Männer:  
Geschlechtsspezifische Perspektiven in der Quartiersentwicklung 

13 Gestaltung von Bildungsangeboten im Quartier: 
Gibt es Reaktionen auf die Ergebnisse der PISA-Studie? 

9 Alle unter einen Hut:  
Kooperationspraxis von Quartiersentwicklung und Jugendhilfe 

5 Oder etwas eigenes? (Einzelnennungen) 
� Prävention, Sicherheit und Vernetzung im Quartier 
� Fortentwicklung E&C 
� Zusammenarbeit mit Schulen 
� Von Programmen/Projekten in dauerhafte Strukturen 
� Bewegung, Spiel und Sport: Freizeitverhalten von Kindern und Jugendlichen 



 

Angemeldete Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 3. Regionalkonferenz Nord-West im Bürgerzentrum Bremen / Neue Vahr 
 

Kasim Abaci Unternehmer ohne Grenzen Neuer Kamp 30 20357 Hamburg 040 - 43 20 92 41 040 - 43 20 92 41 
unternehmer-ohne-
grenzen@hamburg.de 

Jörg Achilles Amt für Wohnung und Städtebauförderung Breitenweg 24/26 28195 Bremen 0421 - 361 4330 0421 - 361 4033 joerg.achilles@aws.bremen.de 

Sergej Aruin Jugendamt Düsseldorf Hochfeldstraße 35 40235 Düsseldorf 0173 - 29 34 138   aruich@gmx.de 

Joachim Barloschky Projektgruppe Tenever Neuwieder Straße 44a 28325 Bremen 0421 - 42 57 69 0421 - 42 81 36 projektgruppe@bremen-tenever.de 

Beate  Behn Lawaetz-Service GmbH Amandastraße 60 20357 Hamburg 040 - 43 25 44 26 040 - 43 25 44 65 behn@lawaetz.de 

Maria Behrendt Volkshochschule Bremen-Nord Kirchheide 49 28757 Bremen 0421 - 361 79 394 0421 - 361 78 74 Maria.Behrendt@vhs-bremen.de 

Klaus Bethlehem 
Lanschaftsverband Westfalen-Lippe/ Landes-
jugendamt 

Postfach 48133 Münster 0251 - 591 45 81 0251 - 591 32 45 k.bethlehem@lwl.org 

Sandra Biewers AWO Bundesverband Oppelner Straße 130 53119 Bonn 0228 - 6685 262 0228 - 6685 209 biw@awobv.awo.org 

Heike Binne WIN-Projekt Lüssum Lüssumer Heide 6 28777 Bremen 0421 - 361 79293 0421 - 361 79 294 
projektbuero-
luessum@asdnord.bremen.de 

Hannelore Bitter-Wirtz AWO Bremen Martinistraße 25 28195 Bremen 0421 - 33 77 180 0421 - 33 77 185 bitter-wirtz.awo-bremen@t-online.de 

Christine Boge Stadt Stade Hökerstraße 2 21677 Stade 04141 - 40 80 21 04141 - 40 80 20 cmboge@web.de 
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Dr. Wolfgang Börstinghaus 
Stadt Flensburg FB Jugend, Soziales und Ge-
sundheit - Jugendhilfeplanung 

  24931 Flensburg 0461 - 82 22 17 0461 - 85 16 64 soziales@flensburg.de 

Klaus Bremers Amt für Jugend und Familie Hinrich-Schmalfeldr-Str. 27576 Bremerhaven 0471 - 590 27 52 0471 - 590 362 27 52
Klaus.Bremers@magistrad.bremerhave
n.de 

Hartmut Brocke Stiftung SPI Berlin Müllerstr. 74 13349 Berlin 030 - 459 793-0 030/ 459 79 366 
brocke@stiftung-spi.de; info@stiftung-
spi.de 

Karl Diekmann Gemeinde Belm Marktring 13 49191 Belm 05406 - 505 85 05406 - 56 16 diekammn@belm.de 

Hans-Rainer Dietrich Senator für Bau und Umwelt Ansgaritorstraße 2 28195 Bremen 0421 - 361 2347 0421 - 361 10875 rainer.dietrich@bau.bremen.de 

Friedrich Dreyer Stadt Lüneburg   21315 Lüneburg 04131 - 309 337 04131 - 309 590 
friedrich-
wilhelm.dreyer@stadt.lueneburg.de 

Dagmar Falk Stadtteilbüro Mettenhof Stockholmstraße 159 24109 Kiel 0431 - 530 81 57     

Horst  Fischer Stadt Siegen Fachbereich 5 Markt 2 57003 Siegen 0271 - 404 2225 0271 - 404 2717 h_fischer@siegen.de 

Birdte Freimuth St. Petri Kinder- und Jugendhilfe Sachwalder Straße 3 28307 Bremen 0421 - 40 27 67 0421 - 40 27 67 teneverfarm@t-online.de 

Silke  Gauß WIN-Projekt Lüssum Lüssumer Heide 6 28777 Bremen 0421 - 361 79293 0421 - 361 79 294 
projektbuero-
luessum@asdnord.bremen.de 

Peer Gillner Johann Daniel Lawaetz-Stiftung Am Felde 2 22765 Hamburg 040 - 39 25 11 040 - 39 28 98 gillner@lawaetz.de 

Beate Grube AfSD Sozialzentrum Vegesack Am Sedanplatz 7 28757 Bremen 0421 - 361 79 710   bgrube@afsd.bremen.de 

Sabine Heitmann BauBeCon Sanierungsträger GmbH Anne-Conway-Str. 1 28359 Bremen 0421 - 32 90 123 0421 - 32 90 111 Sheitmann@baubecon.de 
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Jörn Hermening WIN Hemelingen Hinter den Ellern 11 28309 Bremen 0170 - 81 40 348 0421 - 361 151 93 szhemelingen@afsd.bremen.de 

Herbert Holakovsky Amt für Soziale Dienste Bahnhofsplatz 29 28195 Bremen 0421 - 361 85 77 0421 - 361 85 53 hholakovsky@soziales.bremen.de 

Hanne Holm ISM AWO Bremen Beim Ohlenhof 10 28239 Bremen 0421/ 277 88 30 0421/ 6914590 ism-west@awo-bremen.de 

Irina Jordan Spacewalk Wolfsburg Dessauer Straße 22 38444 Wolfsburg 05361 -  77 95 59 05361 - 77 95 60   

Peter Kerscher AfSD Sozialzentrum Burgelau Am Sedanplatz 7 28757 Bremen 0421 - 361 72 31 0421 - 361 79 464   

Markus  Kissling Spacewalk Wolfsburg Dessauer Straße 22 38444 Wolfsburg 05361 -  77 95 59 05361 - 77 95 60   

Sandra Kloke IN VIA e.V. Kurmmholzberg 13 21073 Hamburg 040 - 76 75 31 84 040 - 76 75 30 55 
INVIA-HAMBURG.jatis-netzwerk@t-
online.de 

G. Matthias Kolaczinski LAG der freien Wohlfahrtspflege Prinz-Heinrich-Straße 1 24106 Kiel 0431 - 33 60 75 0431 - 33 71 30 lag.freie-wohlfahrt-sh@t-online.de 

Peter Kromminga Unternehmen: Partner der Jugend UPJ Amandastraße 60 20357 Hamburg 040 - 43 42 74 040 - 43 42 84   

Dr. Roswitha Krum Jugendamt Salzgitter Chemnitzer Straße 42 38226 Salzgitter 05341 - 839 45 23 05341 - 839 49 51 roswitha.krum@stadt.salzgitter.de 

Wolfgang Kühn Johann Daniel Lawaetz-Stiftung Neumühlen 16-20 22763 Hamburg 040 - 39 84 12 27 040 - 39 75 48 kuehn@lawaetz.de 

Susanne Lang Deutsches Jugendinstitut Teubnerstraße 11 04317 Leipzig 0341 - 566 54 19 0341 - 566 54 47 susanne.lang@dji.de 

Diana Lemmen team 2 Schweinstraße 2 28217 Bremen 0421 - 396 70 82 0421 - 380 82 72 team2-bremen@t-online.de 



 

 
 

50

Helene L. Luig-Arlt Stadtteilmanagement Neustadt Schulgasse10 24977 Flensburg 0461/ 851270 0461/ 851272 neustadtbuero@flensburg.de 

Detlef Luthe Der Paritätische LV Bremen e.V. Eduard-Grunow-Str. 24 28203 Bremen 0421 - 791 99 0 0421 - 791 99 99 d.luthe@paritaet-bremen.de 

Bernhard Mennes Sportjugend NRW 
Friedrich-Alfred-Straße 
25 

47055 Duisburg     bernhard.mennes@lsb-nrw.de 

Michael Mentz Quartiersentwicklung Horner Geest Danneralle 5 22119 Hamburg 040 - 657 26 700 040 - 657 26 701 
stadtteilmana-
ger@hamburg.arbeitundleben.de 

Rainer Micha Arbeit und Lernen Hamburg GmbH Am Großen Dahlen 56 21077 Hamburg 0172 - 434 63 66   suramihh@web.de 

Ingrid Minner 
Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Ju-
gend und Soziales 

Bahnhofsplatz 29 28195 Bremen 0421 - 361 68 78 0421 - 361 21 55 iminner@soziales.bremen.de 

Simone Müller Johann Daniel Lawaetz-Stiftung Neumühlen 16-20 22763 Hamburg 040 - 39 84 12 37 040 - 39 75 48 sm@lawaetz.de 

Frank Nerz AfSD Sozialzentrum Mitte/ Östl. Vorstadt Bahnhofsplatz 29 28195 Bremen 0421 - 361 89467 0421 - 361 89467 fnerz@afsd.bremen.de 

Inga Neumann Stadtteilprojekt/WIN Huchting Amersfoorter Straße 8 28259 Bremen 0421 - 361 99 53 0421 - 361 19 549 Ineumann@asdsned.bremen.de 

Karin Osterseelte Kölnkids e.V. Corneliusstraße 2 50678 Köln 0221 - 33 19 126 0221 - 31 22 54 info@koelnkids.de 

Petra Pawlows CBB/ Arbeiterwohlfahrt Dieselstraße 5 27574 Bremerhaven 0471 - 93 22 124 0471 - 93 22 130 petra.pawlows@t-online.de 

Rainer Possitt Gesundheitstreffpunkt West 
Gröpelinger Heerstraße 
120 

28237 Bremen 0421 - 61 70 79 0421 - 616 91 74 gtp.west@t-online.de 

Wolfgang Quitter Amt für Soziale Dienste 
Wilhelm-Leuschner-Str. 
27a 

28329 Bremen 0421 - 361 8025 0421 - 361 19781   
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Dr. Heike Riesling-Schärfe Stiftung SPI Berlin, Regiestelle E&C Nazarethkirchstraße 51 13347 Berlin 030 - 457 98 60 030/ 457 98 650 riesling-schaerfe@eundc.de 

Sigrun Rindt Belmer Integrationswerkstatt Industriestraße 14 49191 Belm 05406 - 880 780 05406 - 880 749 biw@surfeu.de 

Gerold Rudolphi Amt für Jugend und Familie 
Stadthaus 2 / PF 21 03 
60 

27524 Bremerhaven 0471 - 590 20 70 0471 - 590 28 90   

Thomas Rüth Jugendhilfe-Netzwerk Essen-Karternberg Meybuschhof 46 45327 Essen 0201 - 217 603 22 0201 - 217 603 29   

Hakan Saribas Stadt Krefeld Von-der-Leyen-Platz 1 47792 Krefeld 02151 - 863 491 02151 - 863 481 ali.saribas@krefeld.de 

Herr Schabler Julius B Bismarck/ Schalke-Nord Greitenstieg 4 45889 Gelsenkirchen 0209 - 89 92 66     

Katja Scharke Quartiersentwicklung Horner Geest Danneralle 5 22119 Hamburg 040 - 657 26 700 040 - 657 26 701 
stadtteilmana-
ger@hamburg.arbeitundleben.de 

Sandra Scheeres Stiftung SPI Berlin, Regiestelle E&C Nazarethkirchstraße 51 13347 Berlin 030 - 457 98 625 030/ 457 98 650 scheeres@eundc.de 

Karin Schmalriede Johann Daniel Lawaetz-Stiftung Amandastraße 60 20357 Hamburg 040 - 43 29 33 11 040 - 43 29 33 10 schmalriede@lawaetz.de 

Simona Schmidt 
Diakonisches Werk Nachbarschaftsbüro Wol-
lepark 

Am Wollepark 2 27749 Delmenhorst 04221 - 12 39 83 04221 - 12 39 84   

Jürgen 
Schrader-
Bendfeldt 

AWO Niedersachsen Körtingsdorfer Weg 8 30455 Hannover 0511 - 49 96 84 0511 - 49 95 84 
juergen-schrader-bendfeldt@bv-
hannover.awo.de 

Maren Schreier Projektgruppe Tenever Neuwieder Straße 44a 28325 Bremen 0421 - 42 57 69   projektgruppe@bremen-tenever.de 

Dr. Henning Schridde Uni Hannover Im Moore 13 30167 Hannover 0511 - 762 29 52 0511 - 762 30 98 schridde@ipw.uni-hannover.de 
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Astrid Schulz 
Diakonisches Werk Nachbarschaftsbüro Wol-
lepark 

Am Wollepark 2 27749 Delmenhorst 04221 - 12 39 83 04221 - 12 39 84   

Astrid Schwarz Jugendhof Steinkimmen Am Jugendhof 23 27777 Ganderkesee 04222 - 408 16 04222 - 408 39 schwarz@jugendhof-steinkimmen.de 

Dr. Michael Schwarz 
Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Ju-
gend und Soziales / Landesjugendamt 

Bahnhofsplatz 29 28195 Bremen 0421- 361 44 01   mschwarz@soziales.bremen.de 

Bernhard Selbach 
Landschaftsverband Rheinland / Landesju-
gendamt 

Horion-Haus, Hermann-
Pünder-Str. 1 

50679 Köln 0221-8096240 0221-82841346 b.selbach@lvr.de 

Renate Siegel Senator für Soziales / WIN-Geschäftsführung Bahnhofsplatz 29 28195 Bremen 0421 - 361 89 404     

Heribert Simon LAG Soziale Brennpunkte Niedersachsen e.V. Stiftstraße 15 30159 Hannover 0511 - 701 07 09 0511 - 161 25 03 LAGsozBrennp.NDS@t-online.de 

Beatrix Söhlke AWO KV Hannover-Stadt e.V. Holzwiesen 61 30179 Hannover 0511 - 373 10 24 0511 - 373 10 25 lift@awo-hannover.de 

Siegfried Staud Amt für Wohnung und Städtebauförderung Breitenweg 24/26 28195 Bremen 0421 - 361 25 58 0421 - 361 40 33 sstaud@aws.bremen.de 

Erika Storck-Trendler AfSD Quartiersentwicklung Grohn Bydolekstraße 5 28757 Bremen 0421 - 65 28 60 0421 - 65 937 14   

Reinhard Teuber Ministerium für Frauen, Arbeit und Soziales 
Hinrich-Wilhelm-Kopf-
Platz 20 

30159 Hannover 0511/ 1202955 0511/ 1203090 
Rein-
hard.Teuber@mfas.niedersachsen.de 

Valentina Tuchel ISM AWO Bremen Beim Ohlenhof 10 28239 Bremen 0421/ 277 88 30 0421/ 6914590 ism-west@awo-bremen.de 

Renate Viets team 2 Schweinstraße 2 28217 Bremen 0421 - 396 70 82 0421 - 380 82 72 team2-bremen@t-online.de 

Eckhard von Lojewski 
Stadt Dortmund Jugendamt 
Abteilung Jugendarbeit 51/4 

Ostwall 64 44135 Dortmund 0231 - 502 50 93 0231 - 502 65 14 evonloje@stadtdo.de 
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Thomas Wetterau DJO-Deutsche Jugend in Europa Stadtbecker Straße 23715 Bosau 04527 - 97 25 56 04527 - 97 25 60 djo-sh@t-online.de 

Christoph Wolpers Stadt Hamburg, Bezirksamt Altona Platz der Republik 1 22758 Hamburg 040-42811 2850 040-42811 2579 
chris-
toph.wolpers@altona.hamburg
.de 

Dirk Ysker Bürgerzentrum Magedburger Viertel Magedburger Straße 11a 28832 Achim 04202 - 83 238 04202 - 910 357 d.ysker@achim.de 

 
 
 



 

 


